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Bayerischer Landtag 

2. Leg·islaturperiode 
Tagung 195:3/54 

Beilage 5128 

Schlußbericht 
des Unfersuclrnngsaussclmsses zur P1•iifong der 
Vorgänge im Lanclesentsc11ädigungsamt (LEA.) 

Berichterstatter: St ö h r 

In der Sitzung vom 25. April 1951 faßte der 
Landtag folgenden Beschluß: 

„Es wird ein aus 14 Mitglieden1 bestehen­
der Untersuchungsausschuß zur Prüfung der 
Vorgänge im LEA. eingesetzt (Beilage 593)." 

Dem Beschluß. lag der Antrag Beilage 350 der 
Fraktion der Bayernpartei auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses zur Prüfung der Frage 
der mangelnden Dienstaufsicht in der Angelegen­
heit des LEA. zugrunde,_ Aufgabe des Untersuchungs­
aussChusses war die Prüfung der Frage, ob, ge­
gebenenfalls inwieweit und durch wen die Pflicht 
zur DienstaufsiCht gegenüber dem LEA. und dessen 

. Vorgängern verletzt "'rurde. Der Ausschuß., dessen 
L Sitzung am 19. Juni 1951 und dessen letzte Sitzung 
am 20 .. Januar 1954 stattfand, hat in 31 öffentlichen 
Sitzungen 39 Zeugen, davon 26 eidlich, vernommen. 
Die einsChlägigen Akten, Berichte und sonstigen Ur­
kunden besonders des Innen- und Finanzministe­
riums so„wie des Obersten Rechnungshofes wurden 
als Beweismittel beigezogen und yerwertet. Je ein 
Vertreter der StaatsanwaltsChaft heim LandgeriCht 
Mi.i:nchen l und des Obersten Rechnungshofes hatten 
Gelegenheit, an den Sitzungen zum Zwecke der etwa 
erforderlichen Aufklärung· der Mitglieder des Aus­
sChusses teilzunehmen. Infolge des Todes Philipp 
AuerhaChs und der UnmögliChkeit, diesen als Zeu­
gen zu vernehmen, wurde es notwendig, das Urteil 
der 1. Strafkammer des LG. München l vom 
14. August 1952 gegen Auerbach, Dr. Konirsch. 
Dr. Hönig-Ohnsorg und Dr. Ohrenstein beizuziehen. 
Vor allem die tatsächlichen Feststellungen des Ur­
teils 'i\TUrden vom Ausschuß gewürdigt. Eine beson­
dere Schwierigkeit lag darin, daß. ungefähr gleich­
zeitig das . genannte Strafverfahren ablief. Über­
schneidungen der beiden in ihren Aufgabenstellun­
gen verschiedenen Verfahren mußten und konnten 
von dem Ausschuß. vermieden werden. Erhebliche 
zeitliche Verzögerungen ergaben sich daraus, daß 
Auerbach trotz langwieriger Bemühungen als 
Zeuge vor dem Ausschuß nicht erscheinen konnte 
und die naturgemäß viel. Zeit beanspruchende Ab­
fassung des Urteils abgewartet werden mußte. Der 
Schlußbericht läßt den Teil der Tätigkeit, über den 
bereits in der Sitzung des Landtags vom 5. Juni 
1952 berichtet wurde, außer Betracht. Die Unter­
suchung etstreckte sich auf die Zeit bis etwa Anfang 
1951. Professor Dr. Nawiaski erstellte ein Gut­
aChten über die Staats- und Dienstaufsicht. Vor­
sitzender des A~lSsChusses war Abgeordneter Dr. Fi­
.sCher, stv. Vorsitzender Abgeordneter Dr. Rass; 
BeriChterstatter und MitberiChterstatter waren die 
Abgeordneten Saukel und Stöhr. 

i. 
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Begriff, Wesen und Bedeutung der Dienstaufslcht 
unter Beriicksicl1tigung unseres hesonde1·en Falles: 

Die DienstaufsiCht als Teil der Staatsaufsicht 
umfaßt das Verhalten der staatliChen Dienststellen 
(Ämteraufsicht) und der Bediensteten (Personalauf -
sieht). EJ'stere überwacht im wesentlichen die Er~ 
füllung der durch das Recht oder die allgemeine 
Verpflichtung zur Wahrung öffentlicher Interessen 
umschriebenen Aufgaben, hat sonach mehr objek­
tiven Charakter und richtet sich vo~ allem geg·en 
die verantwortlichen Leiter der Dienststellen; letz­
tere prüft das dienstliche und außerdienstliche Ver­
halten der Bediensteten und hat demnach sub,jek­
tiven Charakter. Selbstverständlich decken sich in 
der Praxis beide Arten der Dienstaufsicht weit­
gehend. Gemäß Art. 55 Ziff. 6 BV. übt .reder Staats­
minister die Dienstaufsicht über die Behörden und 
Beamten seines Geschäftsbereiches aus. Die Dienst­
aufsicht hat wie .rede Art von StaatsaufsiCht zu be­
obachten, gegebenenfalls zu berichtigen und vorzu­
beugen. Es liegt darin ein gewisses Maß von Lei­
tung der Geschäftserledigung. Die Rechnungskon­
trolle ist eine Art Dienstaufsicht. Dem Recht der 
übergeordneten Behörden zur DienstaufsiCht ent­
spriCht deren Verpflichtung hierzu. Diese ergibt sich 
aus dem System der hierarchischen Unterordnung. 
Art. 55 Ziff. 5 BV. ordnet die gesamte Staatsver­
waltung der Staatsregierung und den zuständig;en 
Ministerien unter. Die PfliCht zur Dienstaufsicht 
obliegt persönliCh denjenigen, die den zu beaufsich­
tigenden Behörden und Dienststellen übergeordnet 
sind. Sie müssen in positiver und negativer Hinsicht 
tätig werden und u. a. dafür sorgen, daß sich die 
zu beaufsichtigende Dienststelle um das nötige Per­
sonal sowie die sonstigen Erfordernisse eines ordent­
liChen Dienstbetriebes bemüht. Die letzten Einzel­
heiten brauchen die Aufsichtsstellen nicht zu prüfen; 
die Beobachtung, Berichtigung, Vorbeugung und 
Leitung obliegt ihnen im Rahmen des vernünftiger­
weise Zumutbaren. Die übergeordnete Aufsichts-, 
behörde hat in erster Linie das riChtige Funktio­
nieren der unteren Dienststelle zu prüfen und wird 
sieh regelmäßig an den Leiter der Dienststelle wen­
den. Es muß aber darüber hinaus notfalls auch die 
PersonalaufsiCht ausgeübt werden, besonders bei 
Unstimmigkeiten im inneren Dienstbetrieb der un­
teren Stelle. Wenn sich auch in .redem Einzelfall 
besondere Erfordernisse ergehen, so haben die obe­
ren Stellen doch nicht nur aktenmäßig festgehaltene, 
sondern· auch andere der Bevölkerung bekannte 
Vorkommnisse und Verhältnisse zu beachten: frei­
lich immer nur in den Grenzen des vernünftiger­
weise Zumutbaren. Zusammenfassend ist also zu 
sagen: der Dienstvorgesetzte hat innerhalb dieser 
Grenzen die besondere Pflicht, für den reibungs­
losen Dienstbetrieb der ihm unterstellten Behörde 
zu sorgen, die Tätigkeit der Bediensteten zu über­
wachen, Mängel abzustellen, auf rechtzeitige sowie 
fehlerfreie Arbeit zu sehen und gegen strafbare 
Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten einzu­
sChreiten. Bei Verstößen gegen diese PfliCht kann 
sieh die Verantwortlichkeit disziplinär, strafreCht­
lich, biirgerliCh-rechtliCh oder - bei Ministern und 
Staatssekretären - staatsreChtlich ergehen, 



111 Bayern steht an der Spitze eines Ministe­
riums der Staatsminister und ihm zur Seite, aber 
an seine vVeisungen gebunden und insofern unter­
geordnet, der Staatssekretär, der im Falle der 
dienstlichen Verhinderung des Ministers voll ver­
antwortlich ist. Im :Ministerrat ist der Staatssekre­
tär in jedem Fall selbständig. Die Bestellung meh­
rerer Staatssekretäre für ein Ministerium soll hier 
aufler Betracht bleiben. Minister und Staatssekretär 
sind nicht Beamte i. S. des Beamtenrechts, an Stelle 
der disziplinären trifft sie die staatsrechtliche Ver­
antwortlichkeit gemäß Art. 59 BV. Nach und unter 
dem Minister und Staatssekretär beginnt: der Be­
amtenkörper mit einem Staatsrat oder Ministerial­
direktor an der Spitze. Heiden sind alle i:ibrigen Be­
diensteten untergeordnet 

Die oberste Dienstaufsicht obliegt dem Staats­
minister; beteiligt an ihr sind aber auch der Staats­
sekretär und die Beamten des Ministeriums, die mit 
selbständigen Entscheidungen betraut sind. Ist eine 
Dienststelle ausschlieJfüch dem Minister unterstellt, 
ist dessen Dienstaufsicht ung·eteilt. Der Minister ist 
verantwortlich für den gesamten Bereich der unter­
stellten Dienstzweige; er muß sich um sie kümmern, 
sich entsprechend, besonders durch die Presse, in­
formieren, gegebenenfalls Besichtigungen vorneh­
men und erkannte Mißstände beheben. Ein beson­
deres Mittel der Dienstaufsicht ist die Rechnungs­
kontrolle. Der Minister braucht sich aber nicht mit 
Einzelheiten und Kleinigkeiten zu befassen; er muß 
- soweit dies einer einzigen Persönlichkeit zuzu­
muten ist - die übersidit über das Ganze und die 
wichtigen Dinge haben. Die Aufsichtspflicht des 
Staatssekretärs ist eine ähnliche, die Aufsichtstätig­
keit des Ministers nach Möglichkeit ergänzende. Der 
Ministerialdirektor mit nur verwaltungsmäfügen, 
aber keinen politischen Aufgaben hat ein wesent­
lich größeres Maß von Pflichten bei der Dienstauf­
sicht. Er hat vor allem notwendige Besichtig·ungen 
vorzunehmen und -mit der Dienststelle Fühlung zu 
ha:lten. Seine Obsorge ist ins einzelne gehender. 
Freilich kann und darf er sich nicht um IGeinig­
keiten und Einzelheiten kümmern. Es kann ihm 
dies schon deshalb nicht zugemutet werden, weil er 
den ganzen Beamtenkörper zu leiten hat. Besondere 
Berücksichtig·ung muß es finden, wenn dem Mini­
sterialdirektor die unmittelbare Leitung einer Ab­
teilung oder andere besondere Aufgaben übertragen 
sind. Darin kann eine wesentliche Beanspruchung 
der Arbeitskraft liegen. Die Abteilungsleiter und 
Referenten haben einen besonders umschriebenen 
Wirkungskreis, zu dem die Dienstaufsicht gehört. 
Vor allem müssen sie die· höheren Stellen unter­
richten und ihnen Anregungen geben. 

Der Untersuchungsausschuß würde zu ungerech­
ten Ergebnissen kommen, ließe er die besonderen, 
jede staatliche Tätigkeit erschwerenden Verhält­
nisse nach 1945 unberücksichtigt. Der Wiederaufbau 
einer staatlichen Ordnung überhaupt nahm die we­
sentliche Arbeitskraft der verantwortlichen Männer 
in einer heute kaum mehr vorstellbaren Weise in 
Anspruch. Für die Führung einer normalen Ver­
waltung und der Dienstaufsicht ihr gegenüber blieb 
wenig Zeit und Kraft. Die Verwaltung litt darunter, 
daß sie neu erstellt werden muHte, auf die Be­
satzungsmacht weitgehend Rücksicht zu nehmen 

war, die Eut1mzifiziernng zu einem unertrti.g·Ücheü 
Mangel an geeignetem Personal führie, die Raum­
und Ausstattungsverhältnisse schlecht und immer 
neue Aufg·aben zu lösen waren. Bei den ·wiedergut­
rnachungsbehörden kam das Problem der häufig 
schwer zu behandelnden DP's, das betonte Interesse 
der Besatzungsmacht und anderer, deutschem Ein­
fluß entzogener Kreise, die völlige Neuheit der Auf­
gaben, das Fehlen gesetzlich klarer Vorschriften 
und die besondere Unmöglichkeit hinzu, genügend 
brauchbare Arbeitskräfte einzusetzen. Daraus e1·­
g;aben sich auch für Umfang und Möglichkeit der 
Dienstaufsicht nicht zu übersehende, ernsthafte und 
in der normal ablaufenden Verwaltung undenkbare 
Hemmnisse. 

n. 
Behörden und rechtlicl1e Grundlagen 

der Wiede1·gutmaclmng in Bayern: 
Zu den nach dem Krieg am schwierigsten zu 

lösenden Aufgaben gehörte neben der Unterbrin­
gung und Eingliederung der Heimatvertriebenen 
die Betreuung des unter dem Nationalsozialismus 
aus rassischen, religiösen oder politischen Gründen 
verfolgten oder geschädigten Personenkreises. Der 
Erfüllung dieser Aufgabe wandte die damalige Be-. 
satzungsmacht vor allem ihr Augenmerk zu. Im 
Herbst 1.945 wurden Staatskommissariate für die 
Betreuung der rassisch und für die Betreuung der 
politisch Verfolgten errichtet. Beide Dienststellen 
wurden dann zu einem „Staatskommissariat für 
die Opfer des Faschismus" vereinigt, das schließ­
lich den Namen „Staatskommissariat für rassisch, 
religiös und politisch Verfolgte" erhielt. Die orga­
nisatorische Grundlage bildete vorerst eine Ent­
schließung des Innenministeriums vom 4. Mai 1946, 
die das Staatskommissariat unmittelbar dem Innen­
minister unterstellte. Das schloß nicht aus, daß be­
sondere FaChbehö1;den auf den .reweilig·en Sonder­
gebieten zuständig ·waren. Für die sachliche Arbeit 
der Staatskommissariate gab es zunächst keine ge­
setzlichen Bestimmung·en, mit deren Erarbeitung 
aber im Sommer 1946 begonnen wurde. Hing·ewiesen 
sei auf das Schreiben der Militärregierung· vom 
3. November 1945 an den Bayer. Ministerpräsiden­
ten. In diesem Schreiben wurden den deutschen 
Stellen allgemeine Richtliniei~ zur bevorzugten Be­
treuung der Verfolgten erteilt. 

Am 1. August 1.946 erging· das Gesetz Nr. 35 
über die Bildung eines Sonderfonds zum Zwecke 
der Wiedergutmachung (GVBl. S. 258), abgeändert 
durch das-Gesetz Nr. 75 vom 1. August 1947 (GVBl. 
S. 164) .. Ersteres war ein amerikanisches, letzteres 
ein Gesetz des Länderrates. Der Grundgedanke des 
Gesetzes Nr. 35 war: Aus dem Ertrag der Ver­
wertung und Veräußerung: von früher nat.-soz. Ver­
mögen und aus anderen Mitteln sollte ein Sonder­
fond zur Durchfiihrung der Wiedergutmachung ge­
gründet werden. 'Während das Gesetz Nr. 35 vom 
„Landesamt für Vermögensverwaltung und Wieder­
gutmachung" spricht, nennt das Gesetz Nr. 75 das 
„Staatskommissariat fiir rassisch, religiös und poli­
tisch Verfolgte".Am 10. Oktober 1946 wurde Philipp 
Auerbach als Nachfolg·er Aumers Staatskommissar. 
Die Gesetze Nr. 35 und 75 waren keine Muster­
gesetze; die Richtlinien für die Tätigkeit des Staats­
kommissars waren unvollständig, eine Überprüfung 



des· Ermcssen1:1 war kaum möglich . .Besonders 'be­
denklich war die dem Staatskommissar zugeteilte 
Doppelrolle, die Interessen der Verfolgten gegen­
über dem Staat und gleichzeitig als Bewilligungs­
behörde das Interesse des Staates gegenüber den 
Verfolgten zu vertreten. Um die sich daraus er­
gehenden Mißstände zu beseitigen, den immer mäch­
tiger werdenden Staatskommissar Auerbach zu be­
schränken und seinem Amt einen mehr hehörden­
rnäfügen Charakter zu geben, wurde durch die VO. 
über die Organisation der \Viedergutmachung vorn 
3. November 1948 (GVBI. S. 248) das „Landesamt für 

1 \Viedergutmachung" unter der unmittelbaren Lei­
tung des Finanzministeriums geschaffen. Auerbach 
wurde im Rahmen dieses Amtes am. 16. November 
1948 zum „Generalanwalt für Wiedergutmachung" 
ernannt und sollte diese eine Abteilung -- Vertre­
tung der Verfolgten - leiten; die Verwaltungs- und 
Regelungsabteilung, die außerhalb gerichtlicher Ver­
fahren die Ansprüche der Verfolg·ten zu entscheiden 
hatte sollte Dr. Endres unterstehen. In das neue 
LA. für Wiedergutmachung sollte die Abt. III des 
'Landesamtes für Vermögensverwaltung und Wie­
derguünachl.rng· eingefügt werden. Offonbar weil sie 
gegen diese Abtrennung vom LA. für Vermögens­
verwaltung und Wiedergutmachung war, sprach 
sich die Besatzungsmacht gegen die VO. vom 3. No­
vember 1948 aus. Durch die 2. VO. über die Organi­
sation der Wiedergutmachung· vom 22. November 
1949 (GVBL S. 276) mußte die VO. vom 3. November 
1948 rückwirkend aufgehoben werden, ohne daß es 
zur Errichtung der Verwaltungs- und Regelungs­
abteilung gekommen wäre. Der deutsche Versuch, 
die Doppelstellung All erbachs als Vertreter der Ver­
folgten und lnteresselrwahrer des Staates zu be­
seitigen, war damit gesCheitert. Die Schuld daran 
trifft Auerbach, hinter ihm stehende Kreise von Ver­
folgten und die Besatzungsmacht. Durr.h die VO. 
vom 22. November 1949 wurde das Landesentschä­
digungsamt mit Auerbach als vorläufigem Präsi-
denten eingeführt. -

Voraussetzungen und Umfang der \Viedergut­
machung wurden durch das als Ländel'I'atsgesetz 
erg·angene Entschädigungsgesetz vom 12. August 
1949 (GVBL S.195) geregelt. Hiezu kamen verschie­
dene Durchführungsverordnungen, die etwas spät 
erlassene Zuständigkeits- und Verfahrens-VO. vom 
14. April 1950 (GVBI. S. 73) und ein Ergänzungs­
o·esetz vom 27. November 1950 (GVBL S. 245). Die 
Gesetzgebung zur Wiedergutmachung · mit ihren 
überwiegend finanziellen Auswirkungen oblag im 
wesentlichen dem Finanzministerium, und zwar dem 
damaligen Ministerialdirektor Dr. Ringelmann. 
Eigens sei der auf Veranlassung Dr. Ringelmanns 
aufgenommene § 42 des Entschädigungsgesetzes er­
wähnt. Es wurde dadurch die Möglichkeit ge­
schaffen, zur Wahrung finanzieller Belange des 
Staates bei der Durchführung des Gesetzes einen 
Vertreter des Landesinteresses zu bestellen. Als sol~ 
eher wurde im Januar 1950 durch das Finanzmini­
sterium ORR. Dr. Blefün ernannt. Gemäß der 
1. Durchf.-VO. vom 28. November :l 94,9 zum Entsch.­
Gesetz (GVBI. S. 287) - die sog. Haftentschäcligungs­
VO. - hatte dieser alle Haftentschädigung·sbe­
scheide über einen Betrag von mehr als 500 DM zu 
genehmigen oder zu versagen. Später verzichtete 

man.auf die Begrenzung zu 500 DM, wie i:iherhaupl. 
die Aufg·aben des Vertreters des Landesinteresses 
immer mehr erweitert wurden. Erwähnt sei noCh 
das vom Landtag beschlossene Kündigungsschutz­
g·esetz vom 18. Januar 1949 (GVBI. S. 23), das bei 
Kündigung der dem Kreis der Verfolgten ange­
hörenden Angestellten des LEA. die Zustimmung 
des Amtsleiters vorschrieb, · 

Um die Gelder aus dem Sonderfond für die 
Wiedergutmachung vor der Abwertung zu retten, 
wurde von der Staatsregierung. mit Urkunde vom 
16. Juni 1948. unter Mitwirkung Auerbachs die 
„Stiftung zur Wiedergutmachung nat.-soz. Unrechts" 
begTi.fodet. Das Stiftungskapital sollte bestehen aus 
den Mitteln des Sonderfonds für die Wiedergut" 
machung zu 120 Mill. Reichsmark, den Aüerbach 
persönlich lind für das Staatskommissariat zur Ver­
fügung stehenden Mitteln zu 10 Mill. RM und aus 
Geldern des früheren KZ. Dachau. Gemäß § 4 der 
Stiftungssatzung vom :l6. Juni 1948 oblag dfo Ver­
waltung· des Stiftungsvermögens bis zur (am 22. No­
vember 1949 erfolgten) Errichtung des LEA. dem 
Staatskommissar Auerbach. Der gemäß. § 5 der 
Satzung gebildete, aus je 1 Vertreter des Justi "~· 
Innen- und Finanzministeriums bestehende St' 1, 
tungsrat kam ·nur einmal zusammen (Urteil vö µ 
14. Aug·ust 1952 S. 38). Die Stiftung, aus der b t 
trächtliChe Kredite gegeben wurden und deren K \ 
pital verbraucht werden sollte, verlor mit der Ze ·· 
ständig an Bedeutung. übrigens wurde aus d­
gleichen Erwägungen zur Rettung der RM-Geld 
für die Landes-W ohnungsförsorge eine ·weitere Sti 
tung errichtet. 

Die verschiedenen Staatsko1111r · a.riafo für die 
Betreuung der Verfolgten unteJ· ,.ttnden bis 3. No­
vember 1948 dem Innenminis+' ,·ünn. Ab. 3. Nove11h · 
her 1948 erfolgte die Untf'~ .. cel!ung· unter das Finanz­
ministerium, dem Auerbach au.eh als Präsident 
des LEA. untergeordnet war. Ministerpräsident. 
war vom 3. Oktober 1945 bis 16. Dezember 1946 
Dr. Hoegner, von da ab Dr. Ehard. Innenminister 
war vom Oktober 1945 bis 20. September 1947 Sei­
fried, von da ab bis Dezember 1950 Dr•. Anker­
müller, der vom Januar 1947 bis zu seiner Berufung 
als Innenminister Staatssekretär im Innenministe­
rium war. Finanzminister war vom Jamun 1947 bis 
Februar 1950 Dr. Kraus, von da ab bis Dezember 
1.950 Dr: Ehard. Staatssekretär im Finanzministe­
rium war seit Oktober 1945 Dr. Müller, Ministerial­
direktor Dr. Ringelmann, dem im Referat Wieder­
gutmaChung des Finanzministeriums der jetzige 
ORR. Polaczy beigegeben war. Daneben a;~beiteten 
auf TeilgeMeten der Wiedergutmachung noch an­
dere Beamte des Finanzministeriums. Als persön-

, liCher Hilfsarbeiter Dr. Ankermüllers bearbeitete 
ORR. Dr. Rebel seit November 1947 Wiedergut­
maChungsangelegenheiten. 

III. 

Die tatsächlichen Verhältnisse im LEA. 
uncl dessen Vorgängern: 

vVie aus den Aussagen vieler Zeugen hervor­
geht, litt die Arbeit der Wiedergutmachungsbehör­
den · vor allem unter folgenden Mängeln: Für die 
neuen Aufgaben mußten die organisatorischen und 
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sachlichen Voraussetzungen erst geschaffen werden; 
der durch die Entnazifizierung gegebene Mangel an 
geeignetem Personal war besonders spürbar und 
Abhilfe nur schwer möglich, da Verfolgte bevorzugt 
eingestellt werden mußten, andere Beamte oder 
Angestellte aber Schwierigkeiten begegneten; nach 
Bayern waren in der letzten Zeit des Krieges und 
nach dem Kriege etwa 130000 Ausländer gekommen, 
'die mit Tausenden deutscher Verfolgter ihre An­
sprüche möglichst bald erfüllt sehen \vollten und 
denen die Gelegenheit zum V.erlassen Bayerns so 
schnell als mögli eh gegeben werden mulHe; teil­
weise \var die Überprüfung dieses Personenkreises 
wegen Fehlens geeigneter Unterlagen nicht oder 
kaum möglich; nicht selten fehlte es am Verständnis 
für die außerordentliche Notlage, in der sich damals 
Bayern befand; es bedurfte besonders •unmittelbar 
nach der Währungsreform im Sommer 1948 außer­
gewöhnlicher Mittel, um des Ansturms wirklich 
oder angeblich Geschädigter Herr zu werden; die 
Besatzungsmacht hatte auf die Wiedergutmachung 
ein besonderes Augenmerk, nicht immer feststell­
bare sonstige ausländische und auch deutsche Kreise 
schalteten sich unter dem Schutz der Militärregie­
rung mit niehr oder minder großem Erfolg ein; die 
räumlichen Verhältnisse waren dem übergroßen 
Parteiverkehr nicht gewachsen; teils hemmend, teils 
fördernd war die Tätigkeit Auerbachs, der immer 
mehr zur Zentralfigur der gesamten \Viedergut­
machung wurde. Jahrelang ging der Kampf darum, 
dem Amt einen behördenmäf!igen Charakter zu 
geben. 

Im einzelnen zeigt sich folgendes Bild: Nach 
der Aussage von Amtsrat Herkert wurden im Friih­
,jahr 1947 seitens des Finap.zministeriums örtliche 
Erhebungen über die Geschäftsführung des Staats­
kommissariates durch den Obersten Rechnungshof 
veranlaßt. Als wesentlichster Mangel wurde das 
Fehlen einer Buchführung festgestellt. Die An­
gestellten hatten von behördlicher Buchführung, 
Rechnungslegung und Kassenführung keine Ahnung. 
Auf einer Anzahl von Bankkonten, über die Auer­
bach verfügte, wurden vom Finanzministerium vor­
geschossene Gelder verwahrt; die Unterlagen für 
die Ein- und Auszahlungen waren nicht zusammen­
gefaßt, die Voraussetzungen für Vorausleistungen 
ungenügend nachgeprüft, eine Annahmeordnung für 
die von Auerbach als Staatskommissar vereinnahm-. 
ten Spenden fehlte, die Kartei der Betreuten war 
nicht li.ickenlos, für die Beihilfen fehlte es an aus­
reichendem Nachweis. Die darauf zunächst ein­
geführte kaufmännische Bttchhaltung versagte, so 
daß das Innenministerium am 12. Februar 1948 die 
Einführung einer Amtskasse verlangte. Im März 
1948 übernahm lnsp. Ruhland die' Führung der 
Amtskasse, nach 14 Tagen wurde er von Auerbach 
entlassen. Herkert übernahm nun die Aufgabe, 
Amtskasse und Buchführung nach den Haushalts­
vorschriften einzurichten sowie f iir die Vergangen­
heit die Abrechnung zu erstellen. Im September 1948 
wurde ein Herr Pfuff Kassenleiter, im Dezember 
1948 übernahm Oberinsp. Schenk vor allem die 
Haushaltsführung. Herkert, der im Januar 1949 das 
Amt wieder verließ, konnte dort weitere Bewerber 
nicht mehr unterbringen. Er spricht vom Wider­
stand, dem nicht zu den Verfolgten gehörende An-

gestellte ausgesetzt waren, von sehr schweren Auf­
tritten und sehr gToßen Schwierigkeiten, die ihm 
gemacht wurden. Der Ansturm der Betreuten sei zu 
groß, die Platz- und Personalverhältnisse seien un­
genügend gewesen; mindestens die leitenden Stel­
lungen hätten von erfahrenen Verwaltungsbeamten 
besetzt werden müssen. Der Zeuge Dr. Ringelmann 
berichtet von seinen Bemühungen, das Staaiskorn­
missariat seiner absoluten Selbständigkeit zu ent­
kleiden, in eine Behörde einzugliedern und Auer­
bach in den verschiedenen Betätigungen auf woh­
nungspolitischem, wirtschaftlichem, fürsorgerischem, 
rechtsbetreuendem sowie auf dem Gebiet der Ent­
nazifizierung zu beschränken. Diesen Bern ühungen 
stand vor allem - soweit es sich um ausländische und 
staatenlose Verfolgte handelte - die Besatzungs­
macht ablehnend gegenüber. Auf Betreiben Dr. Rin­
gelmanns wurden etwa 25 ungeeignete Angestellte 
des LEA. von Auerbach entlassen. Der Zeuge schil­
dert anschaulich die beim Staatskommissariat und 
LEA. geradezu einmaligen, durch einen Teil des 
betreuten Personenkreises und die Schwierigkeiten 
der Ermittlungen verursachten Umstände, die nicht 
selten lebensgefährlich wurden und imme1· wieder 
das Einschreiten der Polizei erforderten. Das Ami. 
durch das über 80 000 DP's aus dem Lande gebracht 
·worden seien, hätte lange Zeit nicht nach behörd­
lichen Grundsätzen geführt werden können. Beson­
dere Unannehmlichkeiten habe auch Dr. Blef!in ge­
habt. Der Zeuge Dr. Müller erklärt, seines Er­
achtens sei kein Beamter in der Lage gewesen, an 
Stelle Auerbachs das Staatskommissariat zu über­
nehmen und auf die Dauer zu leiten. Die Ministe­
rien hätten bei steigenden Anforderungen nicht die 
nötigen Leute gehabt, Auerbach habe ein neues Amt 
unter besonders schwierigen Verhältnissen hin­
stellen müssen, Beamte und Angestellte konnten i11 
diesem Amt nur schwer untergebracht werden. Die 
Betreuten waren z. T. schwer zu behandeln; alles 
habe nach Bayern gedrängt. Auerbach habe weit­
gehenden Einfluß bei der Militärregierung und 
außerhalb Bayerns, auch in Amerika, gehabt. Die 
ungeheure Arbeitsbelastung und der Parteiverkehr 
hätten, wie der Oberste Rechnungshof in einem 
Schreiben vom 16. August 1950 vor allem für die Ver­
gangenheit feststellte, die Anlegung normaler Maß­
stäbe an das Amt verboten. Der Zeuge Dr. Hoegner 
bekundet, wichtigere Staatsstellungen seien nur mit 
Hilfe der Militärregierung zu besetzen gewesen. , 
Aufschlußreich ist die Aussage des Zeugen Seifried, 
daß er am 9. Oktober 1945 im ganzen Bereich des 
Innenministeriums nur 42 Beamte gehabt habe; die 
Besatzungs1hacht habe oft mit Energie eingegriffen, 
geeignete Mitarbeiter seien beim Fehlen von poli­
tischen Parteien nur schwer zu gewinnen gewesen. 
Ähnlich äußert sich der Zeuge Dr. Ankermüller. 
Der Zeuge Dr. Blefün spricht von den Schwierig·-' 
keiten bei der Beschaffung der tatsächlichen Unter­
lagen für die DP's, deren schnelle Auswanderung 
im finanziellen Interesse des Staates gedrängt habe; 
die Anträge der deutschen Verfolg·ten seien ein­
wandfrei vorbereitet gewesen. Sehr aufschlußreich 
sind die Bekundungen des Zeugen Dr. Ehard über 
Auerbach, der ein persönliches, sachliches und recht­
liches Problem sei und bei den Amerikanern sowie 
im Ausland starken lhickhalt gefunden habe. Ge-



eignete Leute hätten angesfohts des erheblichen 
Einflusses der Besatzung·smacht nur schwer gefun­
den werden können. Dem Miflbrauch der Ver­
folgten-Eig·enschaft konnte nicht immer sofort und 
erfoJgreiCh begegnet werden. Von vielen Tausenden, 
die Ansprüche g·eltend machten, habe man im we­
sentlichen nichts ge·wußt. Die Verfolgten verlangten, 
daß ihre Angelegenheiten von ebenfalls Verfolg·teu 
bearbeitet würden; ung·eeignete Kräfte konnten 
kaum entfernt werden. Die VO. vom 3. November 
1948 habe außerordentliche Ablehnung auch bei" der 
Besatzungsmacht gefunden. Der Zeuge Dr. Gindl, 
der vom 23. Dezember J949 bis Juli 1950 im LEA. 
tätig war, sagt: „Ich habe zunächst festgestellt, daß 
das Amt in einer vVeise arbeitet, wie man praktisch 
weder in einem kaufmännischen Betrieb noch in 
einer .Bank oder in einer Behörde arbeiten kann." 
Die Beschaffung gesetzlicher Unterlagen sei. sehr 
schwer ge-wesen. Dr. Gindl, über dessen Reorgani­
sationsplan vom 25 . .April 1950 noch zn sprechen 
sein wird, bemäng•elt vor allem Ungesetzlichkeiten · 
bei der Gewährung· von Kredifon, bei Abtretungen, 
Bürgschaften und der Feststellung von Entschädi­
gungsforderungen sowie die g-leichzeii:ige Tätigkeit 
Auerbachs als Ve1;heter der Verfolg·ten und des 
Staates. Eine Zentralregistratur habe gefehlt, in 
jeder einzelnen Abteilung seien Vorgänge auföe­
\vahrt 'ivorclen. Auch der Zeuge Pflüg·er weist auf 
die neuen, zunächst einer gesetzliChen Grundlage 
entbehrenden Aufgaben hin. Die Betreuung der 
deutsChen und nichtdeutschen Verfolgten wäre un­
g·lücldiCherweise mit dem Erscheinen Auerbachs zu­
sammengelegt worden. 1947 sei die Amtskasse, 1948 
die Zentralkartei eingerichtet und die Einrichtung 
einer Zentralreg·istratur versucht ·worden. Pflüger 
sagt: „Es war bei der ungeheuerliChen Arbeit und 
der untersChiedlichen Mentalität der betreuten 
Kreise nicht rnög·lich, langsam und ruhig etwas auf­
zubauen." Der Zeuge Polaczy nennt das Gesamtbild 
der Verwaltung· des LEA. einen „Saustall in dritter 
Potenz"'. Eine Besserung wäre nur durch Entfer­
nung Auerbachs möglich gewesen; das Fehlen einer 
Zeni.ralkartei und Zentralregistratur sei sehr nach-, 
teilig g·ewesen. Auerbach habe nur ihm genehme 
Leute im Amt haben wollen. Andere Beamte hätten 
nicht dorthin gewollt; erfahrene, geschulte Beamte 
hätten gefehlt. Die Zeugen Zelger (seit L April 1946 
im Staatskommissariat), Ponschab (seit September 
1947) und Klob (seit 21. November 1949) bemängeln 
vor allem das Fehlen von Amtskasse, Zentralregi­
stratur und Verwaltungsfachleuten, das viel zu ge­
ringe Personal, das häufige Nebeneinanderarbeiten, 
die unzureichende Zusammenarbeit mit den Außen­
stellen und das Fehlen aus1·eichender gesetzlicher 
Gruncllag·en. Der Zeuge Dr. Rebel verbreitet sich 
über die Unklarheiten in der Stellung Yon Staats­
kommissaren, denen gegenüber Aufsichtsrecht und 
Aufsichtspflicht zunächst nic11t genau festzulegen ge­
wesen seien. Eine Persönlichkeit wie Auerbach h1Hte 
nur sChwer eingeschränkt werden können; Auer­
bach habe starke Hintermänner bei der Besatzungs­
macht gehabt. Die Zeugen Dr. von Fisdier-Lossainen 
(seit 16. März 1947 im Staatskommissariat) und 
HirsCh (seit 1. September J 949 im LEA.) sprechen 
YOm Fehlen der Zentralregistratur, der ungenauen 
A.bgre11zung· der Zuständigkeiten im Amt, der man-
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gelnclen ühel'sicht, dem ge1·ingen Stand an Personal, 
dem Fehlen von Bürobedarf und davon, wie eine 
Abteilung zur anderen gekommen sei, ohne daß 
personelle und sachliche Voraussetzungen rechtzeitig 
hätten zur Verfügung gestellt werden können. 

lV. 

Philipp Auerbach 

\,Y ohl keine nach 1945 im öffentlichen Leben 
Bayerns ,stehende ·Persönlichkeit hat soviel Aner­
kennung und so1riel Kritik g·efnnclen wie Auerbach. 
über ihn ein einheitliches und vor allem g·erechtes 
Urteil zu bekommen, hält schwer. Einzelne Zeugen 
schildern ihn folg·enclermaflen: Auerbach ist ein Ar­
beitsphänomen, ungewöhnlich vielseitig, bei 'Zahlen 
ungenau, uneigennützig, mit kaufmännischem, aber 
ohne Sinn fiir behördliche Erfordernisse (Herkert). 
Auerbach war den Behördenbetrieb nicht gewöhnt 
und hat ihn auch nicht gelernt; sein Arbeitseifer 
war erstaunlich, immer wollte er sofortige Ent­
scheidungen, seiner robusten Natur ist die Lösung 
der Schwierigkeiten mit den DP's zu verdanken 
(Dr. Ringelmann). Auerbach, nahm sich der ihm 
übertragenen Aufgaben mit außerordentlicher Hin­
gabe, mit Fleiß., Umsicht und Großzi.igigkeit an; 
allerdings war er kein Beamter, der ~'~i den da­
maligen Schwierigkeiten das Amt auf n. ~ Dauer 
hätte leiten können; bei dem Ansehen Ant,"i.achs 
bei der Militärregierung und sonst fühlten , -l, 

viele beclrüdd (Dr. "Müller). Auerbach war eifü. 
ungewöhnliche Arbeitskraft, sehr vielseitig, manch­
mal zu temperamentvoll und explosiY (Seifried). 
Der Zeuge Dr. Ankermüller war trotz aller meist 
nicht substantiierter Angriffe der Überzeugung, daß 
Auerbach nicht nur guten Vlillen hatte, sondern 
auch durch Fleiß und - wie er glaubte - geschicktes 
Verhalten den Geschädigten und dem Staat genützt 
hat. Auerbach hat sehr häufig versucht, als General~ 
anwalt der Verfolgten seine eigenen ReChtsauffas­
sungen durchzudrücken; Auseinandersetzungen mit 
ihm waren nicht zu vermeiden, konnten aber bei­
gelegt werden. Er wollte alles selbst machen und 
kam dadurcl1 leicht ins Schwimmen; bei seiner im­
pulsiven A1;t war er nicht frei von übertriebener 
Phantasie (Dr. Blefün). Auerbach war vielleicht 
übergeschi.iftig, iiberfleifüg, gewandt; in manchen 
Dingen auch erfolgreich und ni.i.tzliCh; er konnte 
·wie damals kaum einer mit sChwer zu behandeln­
den Leuten, manchmal auch mit Ge>valt vorgehen; 
sein Geltungsbedürfnis ist nicht zu leugnen; zum 
Beamten fehlten wesentliche Voraussetzungen. 
AuerbaCh ist von der öffeni.lichkeit und ganzen 
Schichten unseres Volkes großgezogen worden; zu 
o·ewissen Zeiten war er alles; zu Zeiten drohten 
"' manche Deutsche mit ihm, andere gaben auf solChe 
Drohungen etwas; um Einladungen bei Auerbach 
drängten sich viele; im Ausland und besonders bei 
der Militärregierung \Var er lang·e Zeit absolut 
persona grata; rund 80 000 DP's half Auerbach 
beim Verlassen Bayerns (Dr. Ehard). Der Zeuge 
Dr. Gindl spricht von der Kunst AuerbaChs, zu im­
provisieren, und davon, daß ihm g·egenüber Auer­
bach einmal auf Belastungsakten bezügliCh deut­
scher politischer Persönlichkeiten hingewiesen habe. 



Auerbach >vollte alles tun, die Arbeit wuchs ihm 
über den Kopf (Pflüger). Persönlich ist dieser Zeuge 
mit Auerbach gut, sachlich nicht gut ausgekommen. 
Auerbach war mit der Materie unvertraut, oft eigen­
sinnig, von zu großem Tätigkeitsdrang auf allen 
möglichen Gebieten, ohne Selbstbeschränkung und 
zu fleifüg; auch im Landtag hatte er einen starken 
Rückhalt (Polaczy). Unter Auerbach w
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urde viel ge­
arbeitet, bestimmte Personenkreise wurden aber 
bevorzugt (Zelger). Auerbach hat im wesentlichen 
schöne Berichte an das Innenministerium gemacht; 
er arbeitete nicht nach gesetzlichen Grunrllagen und 
gab sich seine Spielregeln selber; er hatte unüber­
windbare Hintermänner bei der Besatzungsmacht, 
führte sich auf wie ein Regierungsmitglied, griff 
dauernd Reg·ierungsentscheidungen vor, leg-te die 
Regierung fest, machte ihr in jeder Form Un­
g·elegenheiten und war bestrebt, seine Leute auch 
in unmöglichen Fällen zu decken (Dr. Rebel). Auer­
bach riR mit seiner Durchschlagskraft Sachen an 
sich und war durch j\_ußerlichkeiten stark zu beein­
flussen (Hirsch). Verwiesen sei auf die Charakteri­
sierüng Auerbachs im Urteil vom 14. August 1952 
S. 1.97. Das Urteil spricht weiter von der nicht 
krankhaften Geltungssucht Auerbachs, der zum Be­
amten nun einmal nicht geboren gewesen sei. In 
,jenen Jahren sei ein starker Mann tausendmal 
mehr wert gewesen ·wie ein guter Bürokrat. Das 
Urteil fährt schlieRlich fort: „Es war die Tragik 
Dr. Auerbachs, daß er, als er durch die Verände­
rung der Verhältnisse seine anfänglich nahezu un­
umschränkte Macht immer mehr dahinschwinden 
sah, nicht die Energie aufbrachte, sich zu mäfügen 
und auf die veränderien Verhältnisse einzustellen" 
(S. 201). 

Nicht selten wird gesagt, man hätte Auerbach, 
der im Oktober 1946 als Staatskommissar nach 
Bayern kam, gar nicht hierher bringen dürfen; die 
damalige Bayerische Regierung habe ihre Wahl 
zum mindesten nicht sorgsam genug getroffen. Auer­
bach war seit 1. September 1945 Oberregierungsrat in 
der Abteilung Fürsorge fi.ir Verfolp;te bei der Re­
gierung· in Düsseldorf. Am 22. Dezember 1945 
wurde er von der britischen Militärreg·ierung wegen 
an sich nicht sehr belastender Vorfälle entlassen. 
Auch Präsident des Landesverbandes der jüdischen 
Kuitusgemeinclen in der britischen Zone wurde er. 
In Düsseldorf trat er der SPD bei. Aus den Aus­
sagen des Zeug·en Dr. Müller ergibt sich, daß Auer­
bacli durch den damaligen Innenminister Seifried 
vorgeschlagen und mit Genehmigung der amerika­
nischen Militärregierung als Staatskommissar an­
gestellt wurde. Dem damaligen Ministerpräsidenten 
Dr. Hoegner, der Auerbach vorher nicht kannte, 
wurde von angesehenen, ,jüdischen Kreisen der 
\Vunsch auf Berufung Auerbachs vorgetrag·en. Weit­
gehende Forderungen Auerbachs wurden abgelehnt, 
er wurde als Angestellter übernommen. Die Nach­
forschungen bezüglich Auerbach oblagen der Mi­
litärregierung, ohne daß deutsche Stellen sich ent­
scheidend einschalten konnten. Das Entlassungs­
schreiben der britischen Militärregierung war dem 
Zeugen Dr. Hoegner unbekannt (Dr. Hoegner). Es 
war sehr schwer,. einen neuen Staatskommissar zu 
finden, auf Auerbach kam man gelegentlich eines' 
Besuches des Oberbürgermeisters a. D. Beckers von 

Di.isseldorf; dieser nannte Auerbach den Mann mit 
den internationalen Beziehungen; auch die Inter­
essenvertretung jüdischer Gemeinden und Kultus­
vereinigungen empfahl Auerbach einstimmig, eben­
so wie sich das jüdische Zentralkommitee der ame­
rikanischen Zone auf Anfrage des Innenministe­
riums sehr warm für Auerbach einsetzte. Die Ent­
lassung durch die britische Militärregierung war 
bekannt, ohne als Beweis gegen Auerbach unbedingt 
gewertet werden zu können; die amerikanische Mi­
litärregierung überprüfte und stimmte schlieRlich 
zu; eine Möglichkeit deutscher Stellen zur genauen 
überpriifung g·ab es damals nicht; parteipolitische 
Rücksichten . spielten nicht mit, eigene Anfragen 
wurden nach Düsseldorf nicht gerichtet (Seifried). 
Richtig ist, daß Auerbach sich den Doktortitel zu 
Unrecht beileg·te und zum Zwecke seiner nachträg­
lichen Promotion verschiedene falsche eidesstattliche 
Versicherungen gegenüber der U niversi fät Erlang·ei1 
abgab. Richtig ist auch, daß in zunehmendem Mal.le 

·Klagen über Auerbach, als dieser be'reits in Bayern 
·war, geführt wurden. Ungeklärt ist, ob Auerbach 
tatsächlich zum Tode verurteilt wurde. Minister­
präsident Dr. Hoeg·ner sind Klagen über Auerbach 
nicht bekanntgeworden, im übrigen blii.hte damals 
die Denunziation (Dr. Hoeg·ner). Innenminister Sei­
fried erkundigte sich verschiedentlich über Auer­
bach, allerdings mit- für Letzteren positivem Erfolg; 
Auerbach hat sich gut eingearbeitet, über unwahre 
Angaben bezüglicli seiner politischen Verfolgung 
wurde nichts bekannt. das Todesurteil war im 
Strafregisterauszug ver~nerld; auf Vorhalt berief 
sich Auerbach auf sein Recht zur Führung des 
Doktortitels, den er im tibrigen noch einmal in 
Deutschland enverben werde (Seifried). Vom Sep­
lember 1947 bis November 1948 hörten die Angriffe 
gegen Auerbach nicht auf; sie waren wenig konkret, 
meist nicht nachprüfbar und öffentlich erhoben; 
jeder im öffentlichen Leben Stehende wurde damals 
angegriffen; die Vorwürfe betrafen Vorwegnahme 
von politischen Entscheidungen, Festlegung der 
Staatsregierung-, unversöhnliche Predigten im Rund­
funk, Angriffe gegen die Staatsreg·ierung, Ein­
mischung in fremde Zuständigkeiten, Bevorzugmjg· 
der rassisch Verfolgten, Verdacht der Teilnahme am 
Schmuggel, mangelhafte Untersuchung von Fällen 
der Bestechung im Staatskommissariat (Dr. Anker­
mii.ller). In einer von diesem Zeugen veranlaßten 
Zusammenstellung vom Herbst 1948 sind diese Vor­
würfe angeführt. Aus etwa der gleichen Zeit liegt 
eine weitere Aufzeichnung vor, die sich mit der 
Person und dem Amt Auerbach sowie den Möglich­
keiten der Abhilfe befaßt. Der Zeuge Dr. Ehard er­
klärt, bei den Angriffen gegen Auerbach habe es an 
Beweisen gefehlt, obwohl ein eigenes Referat Auer· 
bach im Justizministerium eingerichtet worden sei. 

V. 
Wie verhielten sich die Dienstaufsichtsbehörden? 

a) M a fl n a h m e n m e h r a 11 g e m e i n e r 

Natur: 

Zunächst ist die auf Veranlassung des Finanz­
ministeriums im Frühjahr 1947 vom Obersten Rech­
nungshof erfolgte Kontrolle über die Geschäfts-
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führung des Staatskommissariats zu nennen. Eude 
:l949 ersuchte das Fincrnzmiuisteriun1 den Obersten 
Rechnungshof um einen Bericht über das LEA. 
Dieser Prüfungsbericht wurde am 7. Juli 1950 unter 
wesentlicher Beteiligung des Zeugen I-Ierkel't er­
stellt. Der Oberste Ilechnnngshof bemängelte beson­
ders die Verschuldung des LEA. in Höhe von 
18 Mill. DM· bei der Staatsbank, die mangelnde 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln durch den 
Staat, das Fehlen der Abrechnung iiber den Stif­
tuugsfond (die Abrechnung wurde 1950 erstellt), Miß­
stände bei der Gebührenerhebtmg (die dagegen am 
l4. Oktober 1948 erlassene EntschlieHung des Innen­
ministeriums wurde mindestens bis 1950 nicht be­
achtet) uurichtige Prüfungsvermerke des LEA. auf 
eidesstattlichen Erklärungen aus,vanden1der DP's; 
die Ungesetzlichkeit der Gebiihren zu je 15.- DM 
für Abtretungserklärungen von Entschädigungsfo1·­
deruugen, das leichtfertige Vorg·el1eü bei diesen Ab­
tret.ungen, dir Ausgabe von Darlehen aus clem Vei'-

. mögen der am 16. Juni :l948 gegründeten Stiftung. 
Auerbach nahm am 17. Oktober :f.950 zu dem Bericht 
vom 7. Juli 1950 Stellung, die Gegenäuße1·u~1g des 
Obersten Rechnungshofes stamm.i: vom to. Februar 
1951. Det Oberste Rechnungshof \'erlangte im j\i[~ü 
1950 auch eine zentrale Kartei. und Aktenführung 
für die Prüfung der Haftentschäcligungsunterlagen. 
Im Haushaltsplan wurden vom Finanzministerium 
besondere Titel für Einnahmen und Spenden und 
für Ausgaben aus diesen Spenden geschaffen. Von 
besonderer Bedeutung ist die Aussage des Zeugen 
Dr. Ringelmann, der als Ministerialdirektor des 
Finanzministeriums auch schon vor dem 3. Novem­
ber 1948 mit der finanziellen Seite der Wiedergut­
machung zu tun hatte. Dieser Zeuge erklärt unter 
Bezugnahme auf seine Bemühungen uni die VO. vom 
3. November 1948, das Staatskommissariat sollte ni'cht 
zu einem Staat im Staate werden. Er wollte statt der 
VO. vom 3. November 1948 ein Gesetz. weil clamit das 
Gesetz Nr. 75 überholt und die Stell~mg des Staats­
koinmissars eingeengt worden wäre. Ein Gesetz zu 
erlassen war aber bei dem Widerstand der Besat­
zungsmacht nicht möglich, zudem das Gesetz Nr. 75 
zonale Geltung hatte. Der Versuch, 1948 Ordnung in 
das Amt zu bringen, sCheiterte auch an dem Kündi­
gungsschutz für verfolgte Angestellte. Eine neuerliche 
Überprüfung Auerbachs bei Unterstellung unter das 
Finanzministerium war nicht nötig, da Auerbach 
vom Innenministerium kam und die Staatsregierung 
ihn bestellt hatte. Der Zeuge erholte aber dennoch 
die Strafliste, die eine Kraftfahriibertretung und 
das vom Volksgerichtshof ausgesprochene Todes­
urteil enthielt. Dr. Ringelmann hatte schon vor dem 
3. November 1948 auf eine Trennung von VerwaHung 
und Kasse sowie die Organisierung der letzteren 
gedrängt. Zu diesem Zwecke wmde 1947 auch der 
Ober~te Rechnungshof angegangen. Am 12. Februar 
:l948 wurde Dr. Konirsch zum Kassenaufsichts­
beamten bestellt. Schon vor dem 3. November 1948 
'Nlll'de vom Finanzminist.erium für eine ordnungs­
gemäße GebiihrenerhelJung· gesorgt. Der Zeuge ver­
langte in der Ministerratssitzung vom 15. November 
1949 eine Frist, in der sich Auerbach erst bewähren 
sollte. Um das LEA. als Behörde zu konstruieren, 
fanden 1949 Organisationsbesprechungen zwischen 
Dr. Ringelmann und Auerbach statt. Ersterer arbei-

iete einen ne~ten Geschäftsverteilungsplan aus. Jn 
der Ministerratssitzung voin 15. November :l 949 
schlug er vor, der Oberste Rechnungshof solle das 
LEA. auch organisatorisch überpriifen, da das Amt 
in der· letzten Zeit sich sehr stark ausdehnte. Das Er­
suchen. vom. 35. November 1949 um den Prüfungs­
bericht des Obersten Rechnungshofes erging auf 
Vorschlag des Zeugen. Anlaß z:u besonderem :MiH­
trauen gegen Auerbach und LEA. bestand für Dr. 
Riugelmann nicht, er wollte aber die behördlicbet1 
Grundlagen für den Vollzug des Entschädigung·s­
gesetzes schaffen. Den Priifungsbericht vorn 20. Mai 
1947, der offenbar an die Haushaltsabi.eilung des 
Finanzministeriums ging, hat Dr. Hingelmann iüe· 
geseheu. Nach Übernahme des LEA. durch das Fi-
11anzmi11istel'ium hat <ler Zeuge zunächst eine· rein 
persönlichePrüfung vorgenommen, er war häufig im 
LEA., ließ sich Akten und Kartei geben und prüfte, 
soweit dies durch AngensChein mög·lich wa.r. De.r: 
Zeuge sagt: „Als 1949 die behördenmäfüge Organi­
sat.ion kam, wurde die Begutachtung durch den 
Oberslen Rechnungshof herbeigeführt. Daneben 
läuft die regelmäßige Prüfung. Diese ist. nicht unsere 
Sac;he, 8oudern Sache des Hechnuugshofcs, der fort­
laufend die Behörden pri.ifen muH. Dari.ibe1· dürfen 
wir dem unabhängigen Rechnungshof keine :~·vor­
s~hriften. n~ach~n." Wie sich a~1s einein Verm01:k 1~~ 
F inanzrnnnsterrnms zum Ber1Cht vom 20. Mm 1 \ 
ergibt, hat das Ministerium bereits 1946 und 194\ ; 
eine besondere Prüfung des Staatskommissariats \ · · .. 
veranlaHt, augen~cheinlich über die Verwendun~ der \ 

.1945/46 zur Verfügung gestellten Haushafüm1ttel. "' 
Von außel'Ordentlichen Leistungen an Auerbach 
wußte Dr. Ringelmann nichts, vom Finanzministe-
rimn hat Auerbach weder Steuerermäßigungen, noch 
sonstige Vergünstigungen oder Vergütungen er­
halten. Seine Bezüge waren die eines Ministerial­
direktors zuziiglich eines Zuschusses für die Lebens­
versicherung. Wiederholt hat Auerbach den Antrag 
auJ Verbeamtung gest.ellt. Er wurde aber immer im 
Angestelltenverhältnis beschäftigt. Auf Wunsch des 
Zeugen Dr. Ringelmann legte Auerbach wahrschein-. 
lieh 11och 1949 die Stelle des Präsidenten des Auf­
sichtsrats der ,jüdischen Wiederaufbaubank in 
Frankfurt nieder, wurde allerdings dann vorn Auf­
sichtsrat einstimmig wiedergewählt. Gegenüber dem 
Zeugen erklärte Auerbach, für .diese Tätigkeit keine 
Vergütung zu erhalten. Die Genehmigung zur Aus­
übung von Nebenbeschäftigungen erhielt Auerbach 
unter der Bedingung, claH er keinerlei Vergütung 
bekomme. Um Auerbach, dem die beamtenmäfügen 
Voraussetzungen fehlten, Züg·el anzulegen, wurde 
trotz vielen \i\Tiderstandes der Besatzungsmacht und 
der Verbände der Verfolgten im § 42 des Entschädi­
gungsgesetzes die Möglichkeit geschaffen, einen Ver-
treter des Landesinteresses zu bestellen. Dabei han-
delte es sich um eine Bremse gegenüber Auerbach. 
Ünter dessen lebhaftem Widerspruch ·wurde ange-
orcl ne t, daß. Dr. Blefün im Vollzug des - Entschädi­
gungsgesetzes alle Zahlung·san\,reisungen über 500.-
DM mitzuzeiChnen habe und sonst durch die Amts-
kasse keine Zuhlungsam\reisung ausgeführt werden 
cliirfe. Auerbach hatte nämlich gleichzeitig saChlich 
l'ichtig gezeichnet und angewiesen. Im Früh_jahr 
ode1· Sommer :1950 wurde die Beschränkung auf 
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500.- DM aufgehoben. Dr. Blefün sollie der ver­
längerte Arm des Finanzministeriums sein, Au.er­
bach war zunächst nicht sehr einverstanden. Dr. 
BleHin hat eine große Zahl von Anweisungen zu­
rückgegeben. Wiederholt erging Weisung an ihn, da 
und dort sehr scharf zu sein. Unstimmigkeiten 
zwischen ihm und Auerbach wurden vom Finanz­
ministerium meist zu Gunsten des Ersteren ent­
schieden. Gegen Dr. Blefün wurde ständig mit un­
wahren Behauptungen, auch durch die VVN., vor­
gegangen. Di.e notwendigen Erhebungen kosteten 
dein Finanzministerium viel Zeit. Die durch das 
Gesetz Nr. 75 festgelegten Zustiindigkeiten Auer­
bachs, so die gleichzeitige Vertretung der Verfolgten 
und des Staates, konnten auch durch die VO. vom 
3. November 1948 nicht beseitigt werden. Diese Zu­
ständigkeiten mußten allmählich abgebaut werden, 
da sie das Siaatskommissariat als einen Staat im: 
Staate erscheinen ließen. Dabei wollte man ohne 
Gesetzesänderung durchkommen, weil diese große 
Schwierigkeiten bereitet hätten. An eine Beseitigung 
der Doppelstellung Auerhachs konnte zunächst nicht 
gedacht werden. Der Zeuge Dr. Ringelmann be­
streitet mit Nachdruck, .remals Angst vor Auerbach, 
etwa aus politischen Gründen, gehabt zu haben. Die 
Behandlung der Wiedergutmachung war nur ein 
geringer Teil der dem Zeugen als Ministerialdirek­
tor obliegenden Aufgaben. Von den Großkrediten 
aus der Stiftung erfuhr Dr. Ringelmann erst aus 
der Presse Ende November 1948. Der hierüber von 
Auerbach angeforderte Bericht würde am 31. De­
zember 1948 erstattet. Bei den Besprechungen mit 
Auerbach über den Bericht des Obersten Rechnungs­
hofes vom 7. Juli 1950 waren Ministerialdirigent 
Dr. Kiefer und Vizepräsident Endres meistens zu­
gegen. Vor allem lag dem Zeugen an der Besserung 
der organisatorischen Verhältnisse. Von Bedeutung 
ist die Aussage bezüglich der Finanzierung der 
\Viedergutmachung. Zunächst hoffte man, die Finan­
zierung aus der Verwertung der bei National­
sozialisten beschlagnahmten Gemälde- und sonstigen 
Sammlungen ermöglichen zu können. Dem wurden 
aber von der Besatzungsmacht und dem Ausland 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet, so daß Dr. 
Ringelmann sehr bald auf die Notwendigkeit, den 
Haushalt heranzuziehen, hinwies. Der Zeuge sagt 
weiter, daß ohne Wissen des Finanzministeriums 
für den Zuschuß zur Lebensversicherung Auerbachs 
von dessen Amtskasse keine Lohnsteuer einbehalten 
wurde; auch für Überstundenvergütungen, die 
Auerbach aus seinem sogenannten Spendenfond an 
Angestellte des LEA. bezahlte, wurden keine Lohn­
steuern einbehalten. Dr. Ringelmann erklärt, die 
Amtskasse habe ihn nichts angegangen. Die Kassen-· 
aufsieht und die Beibringung der Belege für die 
Zahlungen sei Sache des Kassenleiters gewesen. Er 
habe nur dafiir sorgen müssen, daß. ein Kassenauf­
sichtsbeamter bestellt worden sei. Von dem damals 
zuständigen Innenministerium sei Dr. Konirsch be­
stellt worden. Daß die betreffende Entschließung 
nicht hinausging, wußte der Zeuge nicht. Zur Dienst­
aufsicht sagt der Zeuge, er habe ursprünglich in der 
Wiedergutmachung nur bei der Gesetzgebung mit­
gewirkt. Er mußte das Entschädigungsgesetz ent­
werfen und in Stuttgart verhandeln. Die Dienst­
aufsicht werde in Bayern von allen ministeriellen 

Referaten, die mit dem betreffenden Amt zu tun 
hätten, geteilt; die Referate müßten sich gegenseitig 
koordinieren. Zuständig sei z: B. in Kassenangelegen-

' heifon de:r Referent für das Kassen- und Rechnungs­
wesen, für Personalangelegenheiten das Personal­
referat. Dr. Ringelmann hatte n·ach der Geschäfts­
verteilung die Aufsicht über die Wiedergutmachungs­
angelegenheiten des LEA. und als Ministerialdirek­
tor die Verantwortung f i.i.r alle Behörden, die dem 
Fü1a11zministerium unterstanden. Die Sachaufsicht 
war durch das vorgesetzte Ministerium und den 
je,v-eils zuständigen Referenten wahrzunehmen, 
ohne daH man sich in die laufende Geschäftsführung 
einmischen durfte. Die Dienstaufsicht oblag nach 
Ansicht des Zeugen dem Staatsminister und Staats­
sekretär als den Dienstvorgesetzten. Der Zeuge er­
klärt weiter, bei ihm als dem Referenten, dem die 
Angelegenheit des LEA. unterstanden, sei alles zu­
sammengelaufen. In seiner Eigenschaft als General­
referent für -Wiedergutmachung habe er alle Ange­
leg·enheiten des LEA., auch wenn sie von verschie-. 
denen Referaten bearbeitet wurden, eing·esehen und 
als Ministerialdirektor unabhängig vom Refera1 
unterzeichnet. In wichtigen Dingen sei er von den 
einzelnen Referenten gefragt worden, er habe sich .. 
auch aus eigenem Antrieb gekümmert. Die wichtigen 
Sachen habe er dem Staatssekretär, die wichtigsteu 
dem Minister vorgelegt. Dr. Ringelmann sagi schließ.­
lieh, es sei schwer gewesen, einen Sachbearbeiter 
für die VVieclergutmachung im Finanzministerium zu 
bekommen; deshalb habe er auch als Ministerial­
direktor dieses Referat beibehalten und auch einen 
Hilfsarbeiter habe er kaum bekommen könnpn. Von 
Dr. Blefün sei oft berichtet, er sei oft auch von Dr. 
Ringelmann 111 grundsätzlichen Fragen gehöd 
worden. 

Der Zeuge Dr. Müller erklärt, das Finanzmini­
sterium habe mit dem Staatskommissariat, solange 
es dem lnnenministerium unterstand, nur am Rande 
zu tun gehabt Auerbach habe bei Auseinander­
setzungen mit dem Finanzministerium nachgegeben. 
'Nach Übernahme Auerbachs durch das Finanzmini­
sterium sei der Strafregisterauszug erholt worden. 
Die Einstellung von Beamteil in das LEA. habe 
voße Schwierigkeiten gehabt, Schenk und Pfuff 
seien aber doch eingestellt worden. Die Beschäfti­
gung erfolgte allgemein im AngestelHenverhältnis, 
weil das Amt nur als vorübergehend gedacht war. 
In der Öffentlichkeit und auch im Landtag war mau 
gegenüber Auerbach sehr vorsichtig. Auerbach :mußte 
ein starkes Regiment führen, sonst wäre er der 
Schwierigkeiten nicht Herr geworden. Die Dar­
lehensgewährung und die Geldhingabe durch Auer­
bach erklärten sich z. T. aus dem Drängen der Ver­
folgten. Im Finanzministerium herrschte das Stre­
ben, Auerbach möglichst klein zu halten. Darüber 
wurde wiederholt im Ministerrat gesprochen. Dr. 
H.ing;elmann habe nach dem 3. November 1948 die 
K.onlrolle mit einer wirklich unerhörten Sorgfalt 
und Liebe geführt. Um die· Details konnte und 
brauchte sich der Staatssekretär bei seiner sonstigen 
Arbeitsbelastung nicht zu kümmern. Auch Dr. 
B.iugelmann sei überlastet ge,vesen und habe wieder­
holt über Schwierigkeiten mit Auerbach geklagt. 
Wegen des LEA. fanden häufige Bespre~·lrnngen im 
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l'inauztrüuisl:eriu111 slatL.Die poliüscheSeile (J\IIilitär­
regierung und ALisland) darf nicht iibersehen we::­
cle11. § 42 des Entschädigungsgesetzes und Dr. BleHrn 
soll len als Bremse wirken. Der Hemmschuh für die 
VO. vom 22. November 1949 ·war ·wieder das Gesetz 
Nr. 75. Den Bericht des Obersten Rechnungshofes 
mm 20. Mai 1947 kannte Dr. Müller nicht. Der Be-
1·icht ist vermutlich an das Jnnenministerium ge­
o·an<»en und dem Finanzministerium zur Kenntnis­
~ah~ie mito·eteilt worden. Vom April 1948 bis Ja­
lltHlJ' 1949 .:urde Amtsrat Herkert als Kassenleiter 
abgeordnet und zwar auf Veranlassung des F'inanz­
ministeriums. Am 25. November 1.949 wunle der 
Oberste Rechnungshof nach einem Ministerrat um 
einen neuen Bericht ersucht. Herkert konnte sich nur 
langsam im LEA. durchsetzen, dann km!1en !fu!f 
und Schenk in das Amt. Das Gesetz Nr. 7;J nut 
seinen allzu vielen Zuständigkeiten fiir Auerbach ist 
nur aus der Zeit :und dem Ver halten der Mili fä1:·­
regieruug zu verstehen, es konnte nicht ohne we1-
teres auso·ehöhlt werden. Mit Auerbach wurde 
wiederholt in aller Schärfe durch das Finanzmini­
:;terium gesprochen. Die ganze 'Viedergutmach~mg 
konnte damals kaum behördenmäßig bearbeitet 
werden. Dr. H.ingelmann hat sich über seine Pflicht 
als Referent für Wiedergutmachung· hinaus mit dem 
LEA. beschäftigt. Auf.ler Dr. Ringelmann konnte 
dieses Referat kaum einem anderen 'Beamten über­
tragen werden. Auerbach hatte ·wegen der ih1~1 im 
Herbst 1950 durch Dr. Blefün übermittelten Wernun­
o·en , des Finanzministeriums Bedenken, sein Amt 
~1reiterzuführen-. Der Zeuge Dr. Müller hält es für 
ausgeschlossen, claH Dr. Ringelmann und Auerbach 
Duzfreunde gewesen seien. Auf kollegial gehaltene 
Briefe Auerbachs sei vom Finanzministerium immel' 
zurückweisend geantwortet worden. Auch Finanz­
minister Kraus habe Auerbach nicht mißzuver­
stehende Vorhalte gemacht. Ein Freundschafts­
Yerhältnis zwischen Dr. Ringelmann und Auerbach 
habe nicht bestanden, Dr. Ringelmann sei auch nicht 
irgendwie politisch gegenüber Auerbach b~hindert 
o·ewesen und habe stets versuclrt, das LEA. m Ord-"' z 1 • l . nung zu bringen; zu diesem . wecKe sei er a~1c1 ern-
geschaltet worden. Einen Verdacht auf Unregel­
u1äfügkeiten strafbarer Art im LEA'. hatten w~cler 
Dr. Müller noch Dr. Ringelmann. In emem Schreiben 
vom 30. Juni 1949 wies die VVN. auf grobe Miß­
stände und Unregelmäfügkeiten im LEA. hin. Das 
Schreiben wurde im Finanzministerium ge·würdigt, 
·viel anzufangen ·war damit nicht. Dr. Müller sagt, 
er als Staatssekretär habe nur die politische Verant­
·wortung gehabt. Nach seiner Ans~cht ist _dienstauf­
sichtlich alles Denkbare getan, mchts sei vernach­
lässigt worden. Dazu habe man die Verordnu~~ge11 
erlassen und Hunderte von Verhandlungen gefuhrL 
Leider sei es nicht gelungen, das LEA. frühzeitig in 
hehörclliche Bahnen zu lenken. 

Der Zeuge Dr. Hoegner erklärt, wähl'encl seiner 
Zeit als Ministerpräsideut seien ihm nie Klagen übel' 
die Tätigkeit Auerbachs zu Ohren gekommen, 
Innenminister Seifried habe Auerbach jede Woche 
zum Bericht empfangen. Der Zeuge Seifried sagt, 
Auerbach habe etwa 80 000 DP's aus Bayern weg­
gebracht, es habe im groHen und ganzen stets ge­
klappt. Im August 1951 hörte der Zeuge zum ersten 

J\llaJ, dnLI. bezüglich des Todesurteil:; gegen Auerbach 
Zweifel bestünden. Jede Woche war Auerbach zwei 
Stunden zum Bericht bei Innenminister Seifriecl. 

Ans der Bekundung des Zeugen Dr. Anker­
llli.iller ergibt sich: am 4. Mai 1946 erging dm·ch das 
l nnenministerimn eine Entschlielhrng, die lange Zeit 
hindurch die Grundlage für die Organisation des 
Si:c~.alskornmissariats war und dieses unmittelbar 
dem Innenministerium unterstellte. Innenminister 
Seifriecl wandte sich einmal dagegen, daH der 
frühere Staatskommissar Aster unmittelbar mit: der 
.Milifärregierung· verhandle. Die .re·weiligen Fach­
behörden haben die Aufsichtsbehörde über Mängel 
auf ihrem Gebiet zu unterrichten. Die Federführung 
in Fragen der Wiedergutmachung hatte das Finanz­
ministerium. Auf dessen Anregung sollten Richt­
linien über die Verwendung des Sonderfonds er­
lassen werden; das unterblieh, weil das Gesetz 
.Nr. 75 erging. An den Prüfungsbericht vom 20. Mai 
"1947 können sich Dr. Ankermüller und dessen da­
malige engsten Mitarbeiter nicht erinnern._ Der Be­
richt war an das Finanzministerium gerichtet und 
i.rug den Vermerk „in Abdruck an das Innenmini­
sterium". Ein Sachbearbeiter im Inne:mninisterinm 
f Ugte am 30. Juni 1947 eine Vormerkung· hinzu „das 
Finanzministerium will. von sich aus etwas unter-
11ehmeu". Die Angriffe gegen Auerbach hörten unter 
der Zeit des Zeugen Dr. Ankermüller als Innen­
minister nicht auf; sie waren meist ·wenig konkret 
und nachprüfbar. Dr. Ankermüller liefl sich im 
Herbst 1948 die Vorwürfe zusammenstellen. Zu 
einem gegen Auerbach ausreichenden Ergebnis kam 
die Prüfung nicht. Vom Herbst 1947 bis Fehrnar 
:1948 wurde im Innenministerium an einem Gesetz­
entwurf gearbeitet, der die Entschließung vom 
4. Mai 1946 ·ersetzen sollte. Eine Notiz. des Jnnen­
miuisteriums aus dem Jahre 1948 hefaHt sich weiter 
mit den Vorwürfen g·egen Auerbach und das LEA.; 
Vorschläge wurden gemacht. Mit Schreiben Yom . 
11. März 1948 ersuchte das Innenministerium mn 
sofortige Abstellung des Steuerinspektors Ruhland 
als Kassenbeamten des LEA. Der ·wesentliche V 01·­

wurf gegen Auerbach war, er erwecke den Einclrudc 
als ob er für die Staatsregierung spreche. Dabei sei 
aber das politische Ge·wicht Auerbachs zu berück­
sichtigen. 

Der Zeuge Dr. Blefü11 sagt: Zunächst hatte er 
imr mit den Haftentschädigungen zu tun. Das Ent­
schädigungsgesetz war eine MiG.gehurt, bei der sich 
.alle Strömungen auswirkten, die sich bei der Ent­
stehung des Gesetzes geltend gen1acht hatten. Die 
Vorarbeit bezüglich der deutschen Verfolglen ''rar 
im Gegensatz zu der bezüglich der anderen Ver­
fol o·te n hervorragend. Da das LEA. nicht im wünc 
Rch~nswerten JVlaße arbeitete, bekam Dr. Bleßin 1950 
immer weitere Aufgaben: Mitarbeit bei der Zustän­
digkeits- und Verfahrens-Verordnung, Bewilligung 
der sogenannten Vorleistungen aufgrund des Ge­
:;etzes Nr. 75 i. V. mit dem Entschädigungsgesetz 
(Entschließung des Finanzministeriums vom 2. Juni 
und 9. Oktober 1950), Prüfung der verspäteten An­
träge, die Zustimmung zu Vergleichen über Gesamt­
ansprüche von Verfolgten. Diese Aufgaben konnte11 
nur schrittweise übertrag·en und so Auerbachs Stel­
lung geschwächt ·werden. Auf Vorschlag Dr. Bleß.ins 
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·wurde die Anlage der fehlenden Zentralkartei vom 
Finanzministerium veranlafü. Der Zeuge hatte mit 
Auerbach wiederholt Auseinandersetzungen; bei ge­
gebenem Anlaf! berichtete er Dr. Ringelmann, dem 
er auch Vorschläge machte und mit dem er sich um 
die notwendigen Verbesserungen bemühte. Nicht 
selten machte er Auerbach sachliche Vorhaltungen. 
Der Zeuge war nur mit der Vl ahrnehmung der 
finanziellen Interessen des Staates, aber nicht mit 
der Dienstaufsicht befaßt. Eine Generalanweisung· 
fi.ir ihn gab es nicht. 

Amtsrat Herkert als Zeuge erklärt, er habe für 
den Obersten Rechnungshof im April 1947 die Prü­
fung vorgenommen. Der Bericht hiczu vom 20. Mai 
1947 beanstandete das Fehlen der Buchführung:, die 
Unzahl von Bankkonten und den mangelnden be­
hördlichen Charakter. Auf Grund einer Besprechung 
im Finanzministerium. vom 6. April 1948 wurde der 
Zeuge an das LEA. abgeordnet, um die BuchfUhrung 
einzurichten sO'wie die Amtskasse und iibcrhaupt 
den behördlichen Betrieb zu organisieren. Später 
wurde Pfuff Kassenleiter. Herkeri. selbst wurde nicht 
zum Kassenleiter bestellt. Auerbach hat alle Beträge 
selbst angewiesen sowie die Schecks und Überwei­
sungen unterschrieben; er ist also sein eigener 
Kassenbeamter gewesen. Vorhaltungen dagegen war 
er unzugänglich. Der Zeuge bestreitet ausdrücklich, 
Kassenleiter gewesen zu sein. Im Gegensatz dazu 
steht die Aussage des Zeugen Dr. Müller. Herkert 
erklärt, er sei 1948 im LEA. auch nicht als Prüfer 
gewesen, sondern habe die Angestellten in der Buch­
führung angelernt. Auf seine Veranlassung hin wur­
den wegen der Vollständigkeit der Gebiihrenerhe­
bung Yom Finanz- und lnnenmi11isterium Verfügun­
gen erlassen. Die von dem Zeugen für den Obersten 
Rechnungshof 1950 durchgeführte Prüfung war keine 
Kassen-, sondern eine Organisationspri.ifung. Daß 
Dr .. Konirsch als Kassenaufsichtsbeamt.er gearbeitet 
habe, ist dem Zeugen unbekannt. Auerbach begann 
1947 mit der Einrichtung· der Zentralkartei. Bean­
standungen hat der Zeuge besonders bei der Prü­
fung 1947 gemacht. Aber auch hier ergaben sich alle 
möglichen Schwierigkeiten, die einer Änderung ent­
gegenstanden. 

Der Zeuge Dr. Eharcl sagt: Die VO. Yom 3. No­
vember 1948 zielte darauf ab, das Staatskommis­
sariat in seiner starken, selbständigen Stellung ab­
zubauen; die Schwierigkeit war die, daß das nicht 
durch Gesetz geregelt werden konnte und keine Mög­
lichkeit bestand, durch eine Verordnung die Ein- , 
richümg des Staatskommissariats nach dem Gesetz 
Nr. 75 zu beseitigen. Die VO. vom 3. November 1948 
mufHe aufgehoben und durch die VO. Yom 22. No­
vember 1949 ersetzt werden. Dr. Ringelmann wies 
im Kabinet darauf hin, dafl unter keinen Umständen 
der Staatskommissar wieder kommen und Auerbach 
nicht Präsident des LEA. werden dürfe, sondem dal! 
man ein Amt schaffen müsse, demgegenüber die 
Regierung sich durchsetzen könne. Auerbach wurde 
dann nur kommissarischer Präsident. Der Staats­
kommissar hatte bis April 1947 keinen Etat, sondern 
lebte praktisch von den Vorschüssen. Herkert hatte 
den Auftrag, besonders die Kasse und die Buch­
führung im LEA. zu ordnen, sowie die Angestellten 
iiber die wesentlichen VorsC'hriften zu nnierri'chten. 

Die Tatsache. daH Auerbach die Verfolgten l;ncl den 
Staat vertrat, bot die •vesenilichste Gefahr. Die 
Trenmmg wurde J948 versucht, von der Besatzungs­
macht aber verboten. Um den Vertreter des Landes­
interesses wurde vor allem von Dr. Ringelmann ge­
kämpft. Das Glückwunschschreiben des Minister­
präsidenten an Auerbach zu Neujahr 1951 war eine 
höfliche Antwort auf die Glückwünsche Auerbachs. 
Das Einschreiten gegen diesen 1ü1d das LEA. wurde 
von Dr. Eharcl veranlaßt, nachdem von amerikani­
scher Seite eingegriffen worden war. Vl enn der Zeuge 
Ünterlagen föl' die gegen Auerbach erhobenen Vor­
würfe verlangte, fehlt.e es regelmäßig an Beweiseu. 
Im Justizministerium wurde ein eigenes Referai 
„Auerbach"' eingerichtet, das aber auch lange Zeit 
zu keinem positiven Ergebnis kam. Erst durch das 
amerikanische Einreifen kam das Strafverfahren in 
Gang. Ungefähr 80 000 DP's hat Auerbach wegge­
bracht. Gegen die Einstelh111g von Beamten in das 
LEA. gab es immer Schwierigkeiten. Vor allem Dr. 
Ringelmann •·ersuchte, das Amt zu verbessern. Ein­
mal sagte el' zu dem Zeugen Dr. Ehard, das sei ein 
endloser Kampf. 

Der Zeuge Pflüger hatte den Eindruck, daH 
manche notwendige .Änderungen schneller hätten 
durchgeführt werden können. Allerdings weiH er 
nicht,, ob es an Auerbach, oder dem Ministerium 
gefehlt habe. Dr. Ringelmann äußerte zu Pflüge~„ 
trotz der außerordentlichen Schwierigkeiten müsse 
alles getan werden, um Ül'dnung zu schaffen. Nach 
iVlöglichkeit sei das auch getan worden. So wurden 
Amtskasse, Registratur und Kartei eingerichtet. Der 
Widerstand gegen die Versuche, die Verhältnisse im 
LEA. zn bessern, Vl·ar da; von welcher Seite, weiH 
der Zeuge Pflüger nicht. Ab Oktober 1949 war er 
Vizepräsident des LEA. und später gleichzeitig mit 
Auerbach zeichnungsberechtigt. Er glaubt, es hätten 
mehr Beamte in das Amt eingesteJli. werden können. 
Pflüger erklärt, er habe öfters mit Dr. Ringelmann 
über die Organisation cles LEA. ge~prochen, auch 
über den Fall Ingster und die Kreditabwicklungen. 
Ob und was darauf geschehen isi., kann Pflüger 
nicht sagen. Im Falle lngster verlangte Dr. Ringel­
mann Beweise, um Ingster entfernen zu können. 

Der Zeuge Polaczy erkHirt, vom Finanzmiuistc­
l'ium aus sei besonders 1950 mit Auerbach scharf 
verfahren worden. Auerbach wurde wiederholt ge­
rügt. Eine wirkliche Besserung konnte nur erzielt 
werden, wenn Auerbach ging. Man bemühte sich, ihn 
entsprechend zu erziehen. Das scheiterte aber an 
seiner Unvertrautheit mit der Materie und seinem 
Eigensinn. Auerbach konnte wohl nicht leicht ·weg­
gebracht werden, auch im Landtag hatte er starken 
Rückhalt. Man bemühte sich im Finanzministerium, 
ihm praktisch jede Entscheidungsbefugnis hinsicht­
lich der Gewährung von Leistungen zu nehmen. 
Das LEA. besaß keine geeignete Registratur, .Beamte 
wollten uicht ins LEA.; das Angebot des Finanz­
ministeriums, Beamte zur Einrichtung einer Regi­
stratur zn beantragen, lehnte Auerbach ab. Polac;zy 
unlerhielt sich wiederholt mit Dr. Müller und Dr. 
Ringelmann über das LEA. und Auerbach. Im all­
gemeinen wurde der Kritik zugestimmt, die Zeit. 
jedoch fiü eine durchgreife1ide Änderung noch nicht 
Hir 1·cif crk.Ji.irt. Folgende Aussage des Zeugen 



Polaczy sei wörtlich wiedergegeben: „Nun zum 
Innenministerium! Als die Sache dem Staa tsmin:iste­
ri um der Finanzen übertragen wurde und ich an­
schließ.end daran in das Haus eingei:reten bin, hatten 
wir hauptsächlich Beschwerden von Verfolgten, die 
sich wegen Versagung. der Anerkennung beschwer­
ten. Damals gab es keine gesetzliche Grundlage und 
da bin ich bei dem Sachbearbeiter des Innenmini­
steriums, dem fetzigen Oberregierungsrat Hebel, 
gewesen. Er hat mir erklärt - es tut mir zwar leid, 
daß iCh es ,jetzt sagen muß, aber es ist gleichwohl 
1·ichtig - Herr Kollege, ich muß Ihnen zu meiner 
Schande gestehen, wir haben leider nicht viel -
oder nichts - getan. Woran das liegt, ob man sich 
vor Dr. Auerbach scheute, weiß ich nicht. Jedenfalls 
gibt es z.B. keine gesetzliche Grundlage, in der der 
Verfolgtenbegriff umsclirieben ist . .Es ist auch sonst 
nichts getan worden. Das hat er ganz eindeutig in 
diesem Sinne erklärt." Auch Dr. von Fischer, sagte 
Polaczy, habe sich ihm gegenüber dahin geäußert, 
wiederholt sei an das Innenministeriüm geschrieben 
worden; selten sei irgendeine Entschließung gekom­
men; das Staatskoinmissariat sei in ,jeder Hinsicht 
selbständig gewesen. Aus diesen Äußerungen der 
Zeugen Dr. Rebel und Dr. von Fischer schließt der 
Zeuge. Polaczy, daß das Innenministerium sich viel 
weniger als das Finanzministerium um Auerbacli und 
dessen Amt gekümmert habe; vielleicht ist Auerbach 
clurcli die lasche Behandlung im Innenministerium 
so selbstherrlich geworden, von allen maßgebenden 
Persönlichkeiten sei er um Rat gefragt worden. 
Polaczy fährt weiter: „Ich bin der Auffassung, daH 
Auerbach unbelehrbar war, zu gToßes Selbstbe~ 
wußtsein an den Tag legte und die Voraussetzungen 
nicht mitbrachte. Man kann aus einem schlechten 
Rennpferd, man mag es noch so gut reiten, nicht 
plötzlich· ein gutes Rennpferd machen; Schuld ist 
<ler, der dieses Pferd überhaupt ins Rennen schickt. 
:Mit Auerbach war nichts zu machen. Es war nur die 
Frage, oh er frühzeitig hätte abgesetzt werden 
können. Dazu gehörte aber· ein Einblick in gewisse 
politische Zusammenhänge, den ich nicht hatte. Ich 
hatte nicht den Eindruck, daß der damalige Finanz­
miilister im Jahre 1.950 vielleicht bereitgewesen 
wäre, Auerbach zu entlassen; den Eindruck hatte 
ich nich±.'; Davon, daß Auerbach mehr Beamte für 
sein Amt angefordert habe, weiß Polaczy nichts; 
Auerbach habe einmal drei Angestellte verbeamten 
·wollen. Entscheidend war, daß die Entscheidungs­
befugnis Auerbachs vom Finanzministerium stark 
eingeschränkt und der Vertreter des Lanclesinieresses 
eingeschaltet wurde. Dadurch wurden immerhin un­
mittelbare finanzielle Verluste vermieden. Ob Auer­
bach hätte früher abberufen werden können, ver­
mag der Zeuge wegen der politischen und sonstigen 
Zusammenhänge nicht zu sag·en. Auf diese poli­
tische Entscheidung habe auch Dr. Ringelmann 
keinen Einfluß gehabt. Die Entschließungen des Fi­
nanzministeriums seien vielfach von Auerbach den 
Angestellten nicht hinausgegeben worden, das wurde 
im Finanzministerium erst nachträglich bekannt. 
Auch am Verständnis für den Inhalt dieser Ent­
schließungen habe es vielfach gefehlt. Dienstan­
weisungen seie1i in jeder Hinsicht nach Bedarf ge­
geben worden. Auerbach hätte schon 1949 entfernt 

werden nli.issen, wenu dem nicht wichtige1·e In­
teressen politischer Natur entgegengestande.n hätten. 

Der Zeuge Zelg·ei· sag·t, es habe von Anfang an 
eine Amtskasse niclit bestauden und die Zentral­
registratur sei nach Erlaß. des Eil.tscbädigungs­
geseizes eingerichtet worden. Der Zeuge hatte öfter 
sachliche Differenzen mit Auerbach, den er auf ver­
schiedene Mängel aufmerksam machte. Unter Auer­
bach sei viel geleistet worden. Verschiedene Organi­
sationen hätten mit A11erbach verhandelt. Das 
Innenministerium habe sich nicht sehr gekümmert, 
es habe dort seines ·Wissens keine eigenen Refe­
renten gegeben, Auerbach habe seine Angelegen­
heiten umnittelhar mit dem Minister und dem 
Staatssekretär besprochen. 

Nach der Aussage des Zeugen Ponschab wurde 
etwa 1949 nüt der Anlage der Registratur begonnen. 
Ponschab und Herkert drangen auf eine genaue Be­
achtung· des Gesetzes Nr. 75. Die Außenstellen wur­
den mit dem Erlaß des Entschädigungsgesetzes zu 
besserer Arbeit verpflichtet. Die unmittelbare Fiih­
luug·nahme von Referenten des LEA. mit dem Fi­
nanz111inisterium wurde von Auerbach nntei·sagt.' 
Von strafrechtlichen Verfehlungen wußte Pouschab 
nichts; er hatte aber das Gefühl, daß unzulässige 
Zahlungen z.B. auf Grund von Vergleichen er;­
folgten. Der Zei1g·e Klob erklärt-, um mehr er­
fahrene Beamte in das LEA.. zu bringen, hätte man 
das Amt eine Zeitlang schließen und gröRere Räum­
lichkeiten beschaffen mi.issen. 

Der Zeuge Dr. H.ebel bekundet, er· habe vom 
Innenminist„.,.i,1m im wesentlichen die Angeleg·en­
heiten der Wiedergutmachung· zur B.earbeitung be­
kommen, wobei sich der gesamte Behördenverkehr 
ausschließlich über den Minister abgespielt habe. 
Die einzelnen Beschwerden ·gegen das Staatskom­
missariat wurden Dr. Ringelmann zug:eleitet. Die 
sachliche Aufsicht und die finanzielle Handhabung· 
habe das Finanzministerium gehabt. Vor der Wäh­
rungsreform habe das Geld keine entsclieidende 
Rolle gespielt. Die Beschwerden seien unt~rsucht 
und entschieden worden. So sei einmal ein Ange­
l'ltellter des Staatskommissariats unter Einschaltung 
des Justizministeriums entlassen worden. Es habe 
ein gutes halbes Jahr geclaueri:, bis nach außen ge­
klärt 'verden konnte, daß. das Staatskommissariat 
eine nachgeordnete Stelle sei. Verwa.l.tungsmäfüg· 
habe Auerbach von Anfang an zuviel FreiheiC ge­
habt. Er habe im wesentlichen schöne Berichte an 
das Ministerium gegeben. Auf Veranlassung Dr. An­
kermi.illers stellte Dr. Rebel zum Zwecke der Prü­
fung die sämtlichen Vorwürfe gegen Auerbach zu­
sammen. Es seien aber fast keine dienstlichen Ge­
sichtspunkte für Dienstaufsichtsmaß.nahmen übrig 
geblieben. Die Frage der möglichen Entfernun,g­
Auerbachs lag auf der politischen Ebene. Zu der 
vom Zeugen Polaczy wiederg·egebenen ÄuHerung·1 
des Zeugen Dr. Rebel erkläri letzterer, er habe nicht 
sagen wollen, daß. vom Innenministerium nicht das 
Mögliche getan \Yorclen sei. Vielmehr seien die 
Pläne und ein Gesetzentwurf des Innenministeriums 
zur Schaffung der gesetzlichen Grnudlagen für das 
Staatskommissariat wegen der inzwischen ange­
laufenen Arbeiten zum Entschädigungsgesetz stecken 
geblieben. Wörtlich sagt Dr. Rehe!: „Wortlaut hin 
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1111d her, der Sinn war der: Wir sind beim Stückwerk 
stehen geblieben; aber nicht, weil wir etwa. kraß. 
ausgedrückt, irgendwie unsere Pflicht ve;säumt 
hätten, sondern weil zur damaligen Zeit die Dinge 
entweder überholt oder noch nicht reif waren." Der 
Zeug·e erklärt weiter, nach seiner Kenntnis sei im 
Innenministerium alles Mögliche geschehen, uni Ab­
hilfe zu schaffen. Der Innenminister habe immer 
wieder mit den Möglichkeiten einer solchen Abhilfe 
sich beschäftigt. Bei allen Untersucbung·eu der Vor­
würfe gegen Auerbach und dessen Amt sei nichts 
Bestimmtes herausgekommen. Zu strafrechtlichem 
Einschreiten sei damals kein . Anlaß. gewesen. Die 
gesetzlichen Grundlagen hätten gefehlt und erst 
erarbeitet werden müssen, Auerbach habe sich. des­
halb seine Spielregeln selbst gegeben. Von dem 
Prüfungsbericht 1947 bekam Dr. Rebel erst sehr 
viel später Kenntnis. Das Problem Auerbach war in 
erster Linie kein dienstaufsichtliches, sondern ein 
politisches. Dr .. Rebel fertigte die von Dr. Anker­
müller erwähnte Vormerkung bezüglich der Reorga­
nisation des Staatskommissariats. Ein Übergabe­
bericht wurde vom fnnenministerium dem Finanz­
ministerium nicht vorgelegt. Auerbach hätte weg·en 
seiner Hiniermänner im In- und Ausland nur sehr 
schwer entfernt werden können. Abschließend er­
klärt Dr. Rebel: „Es kann nicht geleugnet werden, 
daG Auerbach und sein Amt zuviel Freiheit und 
Möglichkeiten hatten. Man hätte ihm diese Freiheit 
von Anfang an nicht in dieser Weise sich anmaßen 
lassen sollen. Später war es sehr schwierig, diese 
Freiheiten zu beschränken. \Vir, also das Innen~ 
ministerium, solange ich dort war, haben versucht, 
auf Grund einzelner Beschwerden und sonstiger 
Vorgänge, dienstlich Abhilfe zn scha'ffeu. Das ist 
aber deshalb mißlungen, weil das Ergebnis unserer 
Bemühungen in keinem Fall zu einem dienstaufsicht­
lichen Einschreiten genügt hat. Ob, politisch ge­
sehen, die Frage Auerbach mid Staatskonunissariat 
hätte bereinigt werden können, entzieht sich meiner 
Kenntnis. Ich glaube aber, daß. auf der politischell 
Ebene erhebliche "Tiderstände g·egen solche Maß­
nahmen zu befürchten gewesen wären." 

Der Zeuge Dr. von Fischer-Lossainen bemängelt 
vor allem das Fehlen der Zentralregistratur, die un­
genaue Bestimmung der Zuständigkeiten und die 
mangelnde übersieht und Personalbesetzung. Ein­
zelne Miß.sfände, die ein Einschreiten erfordert 
hätten, sind dem Zeugen nicht bekannt. Mit der vor­
gfsetzten Dienststelle konnte er nicht sprechen. Vom 
Finanzministerium ergingen gegenüber dem Landes­
entschädigungsamt viel mehr Entschließungen und 
Äußerungen als früher vom Innenministerium. 
Auerbach habe sich selbst darübe1· und über den 
regen Kontakt mit dem Finanzministerium geäuß.crt, 
während er vom Innenministerium erst nach ge­
raumer Zeit oder i.iberhaupt keinen Bescheid be­
kommen habe. Ob allerdings Auerbach nicht mit 
dem Innenministerium selbst verhandelt habe, weiG 
der Zeuge nicht. Dr. Ringelmann und Polaczy seien 
öfters im Landesentschädigung·samt gewesen, hätten 
an Sitzuugen teilg·enommen und sich für den Ge­
schäftsgang· interessiert. Bezüglich des Handelns mit 
Feststellungsbescheiden sei zwar unter den DP's seit 
Sommer 1950 gesprochen worden, Ze~1gen wollte 
aber keiner machen. Der Zeuge Hirsch beanstandet 

besonders das Fehlen einer Zenfralregüdratur nnd 
Vorgänge bei der Bestellung Auerbachs als General­
anwalt im November 1948. , 

b) Die Berichte des Obersten 
R e c h n u n g s h o f e s v o m 20. M a i 1947 u 11 cl 

V 0 l1l 7. J U 1 i 1950: 

An welche Stellen der Bericht vom 20. Mai 19•1'7 
ging, kann nicht hinreichend gekliirt werden. Der 
wesentliche Inhalt dieses Berichtes und die im An­
sch lu fl daran erfolgten ocler versuchten Maß.nahmen 
wurden bereits erwähnt. Bezüglich des Berichtes 
vom 7. Juli 1950 erg·ibt sich aus der Bekundung des 
Zeugen Dr. Ringelmann folgendes Bild: Der Zeuge 
hat den beim Finanzministerium am 17. Juli 1950 
eing·egangenen Bericht ofünals und eingehend mit 
Auerbach besprochen, besonders hinsichtlich der Or­
ganisationsfragen. Be.reits vor diesem Zeitpunkt war 
mit Auerbach wegen einer Neuregelung der Ge­
schäftsverteilung verhandelt worden. Nach diesen 
Besprechung·en - Dr. Ringelm<J.nn v\'ar zwischen­
zeitlich 10 Tag·e in Urlaub - ging der Bericht am 
14. September 1950 an den Zeugen Polaczv zur 
Weiterleitung an das LEA. Nach Riickspraci1e mit 
Dr. Ringelmann fertigte Polaczy einen Entwurf der 
Stellungnahme des Finanzministeriums an das LEA. 
Dieser Entwurf stammt vom 3. Oktober 1950 und 
wurde, nachdem Dr. Ringelmann verschiedene Än­
derungen vorg·enommen hatte, am 9. Oktober 1950 
von dem Zeugen Dr. Müller unterschrieben. Die 
Stellungnahme des Finanzministeriums verlangte 
über alle Einzelheiten Aufschlüsse, stellte Richt­
linien für die Zukunft auf, erteilte Weisungen und 
enthielt die Forderung, zum Bericht vom 7. Juli 1950 
Stellung zu nehmen. Die Äußerung Auerhachs vorn 
17. Oktober 1.950 ging an den Obersten Rechnungs­
hof und enthielt z. T. Angriffe gegen die Prüfung 
sowie das Gutachten. Der Oberste Rechnungshof 
gab seine Gegenäußerung am 10. Yebruar 1951 ab. 
Aus einer von dem Zeugen Herkert erwähnten Ent­
schließung des Finanzministeriums vorn 18. April 
1951 erg·ibt sich, daß der Bericht vom 7. Juli 1950 
mit entsprechenden Anweisungen dem LEA. am 
14. September 1950 übersandt wunle. Die Aussage 
Dr. Müllers zu diesem Punkt deckt sich mit der des 
Zeugen Dr. Ringelmann; Dr. Müller sag·t, er habe 
bereits am 9. August 1950 ein Ersuchen an Auerbach 
um schriftliche Äußerung· unterschrieben; Dr. Blefün 
habe eine Abschrift des Berichtes vom 7. Juli 1950 
erhalten. 

c) Der sog e 11a1111 t e 0 r g a 11 i s a i. i·o n s p 1a11 
cl es Z e u g e n Dr. G i n d 1 : 

Der Zeuge arbeitete als juristischer Sachbearbei­
ter vom 23. Dezember 1.949 bis Juli 1.950 im LEA. 
Er sagt: Seine Feststellnngen betrafen vor allem 
die ungesetzliche Auszahlung von Krediten über 
3000 DM, Abtretungen, BLirgschaften und Erklärun­
g·en des LEA. über angebliche Entschädig·ungsforde­
rungen. Nach Vorstellungen bei Auerbach, Dr. Ko­
nirsch und Pflüger sprach der Zeuge mit Polaczy, 
der ihm sagte, er solle auf Wunsch des Zeug·en 
Dr. Ringelmann einen Bericht über MiHs üinde im 
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LEA. fertigen. Dr. Ringelmann habe Dr. GinclJ 
ehrenwörtlich versichern lassen, Auerbach werde 
von dem Vorhaben nichts erfahren. Dr. Gincll ver­
faßte nun einen Reorganisationsplan am 25. April 
:1950. Der Plan geht auf die Hauptmängel ein und 
macht Vorschläge zur Verbesserung. Der Plan ging· 
am 25. April 1950 über Polaczy vertraulich an Dr.H.in­
gelmann. Dieser erklärte nach etwa 2 oder 3 vVo­
clien dem Zeugen Dr. Gindl, er wi.irde gerne gegen 
Auerbach vorg·ehen, die Angaben Dr. Gindls seien 
z. T. bekannt und würden nicht ausreichen. Auer­
bach war über den Plan sehr genau informiert 
Dr. H.ingelmann, sagte Dr. Gindl, habe schon etwas 
gegen Auerbach unternommen, es sei aber mehr 
oder minder Spiegelfechterei gewesen. Der Zeuge 
PIJüger habe Verständnis für die Vorschläge 
Dr. Gindls gehabt. Letzterer meint, vielleicht hätten 
politische H.ücksicl1ten das Finanzministerium an 
einem epergisclieren Einschreiten gehindert. Aucl1 
er ist der Ansicht, daH es schwierig war, Beamte in 
das LEA. zu bringen, wenn auch unbelastete Be­
amte dort arbeiten konnten. Im Juni 1950 bekam 
Dr. Gindl von Auerbach den Auftrag, das Kartei­
wesen im tEA. zusammenzufassen und die Einrich­
tung einer sogenannten H.egelungsabteilung vorzu­
bereiten. Am 21. Juni 1950 schrieb Dr. Gindl „betr. 
H.eorganisation des Kadei,vesens" eine Aktennotiz, 
die Dr. Ringelmann und Auerbach zuging. Audi 
diese längere Notiz stellt die vor Dr. Gincll ge­
machten trüben Erfahrungen heraus und befaflt sich 
mit Besserungsvorschlägen. Das LEA. äußerte sicL . 
am 24,. Juni 1950; am 26. Juni 1950 richtete Dr. Gindl 
an Auerbacl1 ein Schreiben „betr. Korruption im 
LEA.". Auch davon bekam das Finanzministerium 
eine Abschrift. Dr. Gincll erhielt nunmehr von 
Auerbach für das LEA. Hausverbot. Das Schreiben 
vorn 24. Juni 1950 enthielt für Dr. Gincll auch die 
Kündigung. Das Finanzministerium beanstandete 
in einem Schreiben an das LEA. zwar in einer für 
Dr. Gindl durchaus verständnisvollen Art den Aus­
druck „Korruption", erklärte jedoch die Kündigung 
für unzulässig. Dr. Gindl erhielt vom Finanzmini­
sterium die entsprechende Mitteilung. Der Betriebs­
rat des LEA. befürwortete die Kündigung. Da 
Dr. Gindl heim Finanzministerium nicht weiterkam, 
richtete er am 9. August 1950 ein Schreiben an den 
Zeugen Dr. Ehard, der aber von diesem Schreiben 
keine Kenntnis erhielt. Mit Schreiben vom 6. Juli 
1950 an Dr. H.ingehnann faß.te auf dessen Aufforde­
rung hin Dr. Gindl seine Vorwürfe nochmals zu­
sammen. Bis zum 31. Dezember 1950, dem Zeitpunkt 
der ordentlichen Kündigung bekam Dr. Gindl sein 
Gehalt; Dienst tat er seit Juni 1950 nicht mehr, ob­
wohl er immer wieder seine Mitarbeit anbot. Auf 
die Bemühungen, mit Dr. Gindl bezüglich dessen 
Wiedergutmachungsforderungen zu einem Vergleich 
zu kommen, brauclit nicht eingegangen zu werden. 
Jedenfalls kann auf Grund der Zeugenaussagen der 
Vorwurf, Dr. Gincll hätte im Falle seines Nach­
gebens entsprechend hoch abgefuuclen werden 
sollen, nicht erhoben werden. 

Aus der Aussage des Zeugen Dr. Ehard ergibt 
sich, daß Ende Juli oder Anfang August 1950 wäh­
rend des Urlaubs des Zeugen ein Brief von Dr. Gindl 
einging; Dr. Ehard bekam den Brief nicht zu Ge­
sicht, am 11. August 1950 wurde der Brief unmittel~ 

bar an Staatssebetär Dr. Müller geleitet. Wichtig 
ist die Aussage des Zeug·en Polaczy: Im April ~9150 
kam der Zeuge mit Dr. Gincll ins Gespräch und he­
richtete darüber Dr. H.ingelmann. Dieser äußerte, 
er habe schon manches iiber 'Auerbach ertahre11, 
leider erwiesen sich die Dinge nachher immer als 
nicht genug· stichhaltig, oder die Zeugen fielen uni; 
~Dr. Gincll solle einen Bericht machen. Der Reorga-
1.iisationsp]an Dr. Gindls wurde mit einer Vormer­
lrnng an Dr. Ringelmann geleitet, der wiederholt 
darauf Bezug nahm und sagte, die Sachen seien 
zwar bekannt, reichten ,jedoch irgendwie zu einein 
Vorgehen geg·ei1 Auerbach nicht aus. Dr. Gincll hatte, 
so sagte Polaczy, sachlich recht; nur konnte e1: nicht 
das Tempo gegen Auerbach vorschreiben. Eine Über­
prüfung· auf Grund des Organisationsplanes anzu­
ordnen, war wegen der 1949 vom Finanzministe-
1·it1m angeordneten Prüfung nicht notwendig; man 
konnte die Ausführungen Dr. Gindls also nur zur 
Kenntnis nehmen und dann nach der Prüfung durch 
den H.echnungshof die erforderliclien Maß.nahmen 
treffen. Dr. H.ingelmann erklärte dem Zeugen Po­
laczy, er wolle mit Auerbach 111ii11dlich sprechen. 
Das hielt Polaczy für richtig. 

Die Frage, ob Dr. H.ingelmann entgegen seinem 
von Polaczy bezeugten Ehrenwort über den H.eorga­
nisationsplan zu Auerbach gesprochen habe, is·t für 
die Entscheidung des Untersuchungsausschusses un­
erheblich. Dr. Ringelmann bestreitet mit Nachcln1ck. 
Der Zeuge Pflüger erklärt, der Inhalt des Reorgani-, 
~~·ionsplanes sei nicht neu und auch dem Finanz­

ministerium bekannt ge·wesen. Dr. Gindl habe in 
der Sache recht gehabt, sei aber in seiner Art, auch 
in der Form. über das Ziel hinausgeschossen. 

cl) Die Stiftung vom 16. Juni 1948 
und die aus dem Stiftungsvermögen 

gewährten Kredite: 

Die Stiftung wurde zu dem Zweck errichtet, für 
die Wiederguünachung bestimmte Gelder wenig­
stens z. T. zu retten. Ähnlich wurde eine Stiftung 
für Zwecke der Wohnungsfürsorge errichtet. Das 
Urteil vom 14. August 1952 spricht von einer in 
ihren gesetzlichen Grundlagen mindestens zweifel­
haften Maßnahme und davon, daß. der Stiftungsrat, · 
der nur einmal im Juli 1948 zusammengekonnnen 
sei, seine Aufgabe, die überwachtmg einer dem 
Stiftungszweck entsprechenden Anlage und Verwen­
dung der Stiftungsmittel, nur sehr unzureichend 
erfüllt habe. Das Kapital wurde nicht fesi. angelegt, 
sondern sollte ii1 kurzer Zeit verbrauclit werden. 
Für diese Zeit wurden laufende Etatmittel nicht 
mehr benötigt, und Auerbach als Stiftungsverwalter 
bekam eine vom Staat völlig unabhängig·e wiri­
schaftliclrn Machtstellung. Richtig ist, daß Auerbach 
unmittelbar vor der Währungsumstellung auch 
fremde Gelder von Privatleuten, Dienststellen und 
Organisationen hereinnahm, um sie, wie er glaubte, 
giinstiger umstellen und so die Einleger bev'orzugen 
zu können. Ein Nachweis, daß das Finanzministe­
rium davon gewußt habe, fehlt. Dr. Ringelmann 
bestreitet ausdrücklich. Es ist auch unwahrscheiI1-
lich, daß Auerbach auHer den Beteiligten noch 
andere eingeweiht habe. . 
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Rich!ig ist auch, daH aus dem Stiftung;;vermögen 
in d~n ersteu Monaten nach der Währungsreform 
Auerbach Kredite über 3000 DM z. T. in ganz erheb­
licher Höhe gegeben hat. Unbestritten konnte Auer­
bach Kredite bis zu 3000 DM als Vorleistungen auf 
Wiedergutmachungsansprüche gemäß. dem Gesetz 
Nr. 75 gewähren. Ob die Hingabe größerer Kredite 
zulässig· war, wird verschieden beurteilt. Der 
Oberste Rechnungshof, Herkert und Polaczy z.B. 
erklären diese Kredite mit Rücksicht auf die im 
Gesetz Nr. 75 enthaltene Begrenzung zu 3000 DM 
als ungesetzlich. Dr. Ring·elrnann, Dr. Müller und 
Dr. Ehard bezeichnen sie als dem Stiftungsverwalter 
Auerbach zustehende Anlagen von Stiftungskapital 
und deshalb für unbedenklich. Das Urteil vom 
14. August 1952 sagt, daH Auerbach an der Gewäh­
·rung der Kredite über 3000 DM weder durch Gesetz 
noCh durch Satzung· gehindert war. Freilich bedeutet 
die Gewährung eine Bevorzugung weniger zum 
Nachteil vieler. Dr. Ringelmann und Dr. Müller 
erklären übereinstimmend, das Finanzministerium 
habe erst Ende 1948 aus der Presse von diesen Kre­
diten erfahren. Ai:terbach sei zur Berichterstattung 
aufgefordert worden und dieser Aufforderung mit 
Bericht. vom 31. Dezember 1948 nachgekommen. 
Dieser Bericht enthält nun folgenden Nachsatz: „Die 
vorstehend gemachten Angaben entsprechen den 
von mir geführten Büchern und ich schließe mich 
den Ausführungen des Herrn Generalanwalts an. 
- Herkert -Amtsrat." Die Kredite über 30 000 DM 
wurden zurückbezahlt, nur der Kredit zu 1000000 DM 

i an das Bayerische Aufbauwerk als Organisation 
zur Betreuung der Verfolgten machte eine Aus­
nah,n1e. Die Kredite von 3000--30 000 DM wurden 
vielfach nicht oder erst später bereinigt. Dr. Ringel-

~= mann erklärt, der Stiftungsrat sei nicht öfters zu­
sammengetreten, weil das Stiftungsvermögen durch 
die Leistungen an die Wiedergutmachungsberechtig­
ten sehr bald verbraucht gewesen sei. Auerbach habe 
gegenüber dem Finanzministerium erklärt, er habe 
den Firmen Kredite über 3000 DM gegeben, damit die 
Betriebe fortgeführt werden konnten. Damit habe 
er höhere Zinsen bekommen und die Möglichkeit 
gehabt, die Gelder möglichst schnell wieder herein­
zubekommen. ·wegen des Nachsatzes zum Bericht 
Auerbachs vom 31. Dezember 1948 betont der Zeuge 
Herkert, diese Bemerkung beziehe 'sich nur auf das 
Zahlenmäfüge, nicht aber darauf, claH der BeriCht 
sonst in Ordnung gehe. 

e) Landesau s schuß und Landes bei rat 
der Verfolgten: 

§ 6 der VO. vom 3. November 1948 bestimmt, 
daß. beim Landesamt für Wiedergutmachung ein 
Beirat zu bilden sei, der zu grundsätzlichen Fragen 
der Wiedergutmachung zu hören sei und dessen Zu­
sammensetzung und Aufgaben die Staatsregierung 
festlege. § 4 der VO. vom 22. November 1949 besagt 
dasselbe, überträgt jedoch die Zusammensetzung 
des Beirates dem Finanzministerium im Einverneh­
men mit den beteiligten Staatsministerien. 

· . Der Zeuge Zelger erklärt, zunächst sei ohne 
gesetzliche Grundlage ein Landesausschuß der poli­
tisch Verfolgten zur Beratung Auerbachs gebildet, 

später seien die Vedreter der rassisch Verfolgten 
beigezogen worden. Der Landesausschuß. habe ab 
1948 öfters mitgearbeitet. Der gesetzlich vorgesehene 
Beirat sei nicht geschaffen worden und nicht tätig 
gewesen, obwohl sich der Landesausschuß für poli­
tisch Verfolgte darum lange Zeit bemüht habe. Die 
Schaffung sei aber irgendwie hinausgezogen wor­
den. Auch der Zeuge Hirsch spricht von dem Landes­
ausschuß, an dessen Stelle dann der Beirat trat. 
Nach der Bekundung des Zeugen Dr. Ringelmann 
war der Beirat zwar gebildet, er wurde aber nicht 
einberufen. Zur Begründung gibt der Zeuge an, der 
überwiegende Teil der für den ersten Beirat ein­
gereichten Vorschläg·e habe ausgesprochene Kommu­
nisten betroffen. Dagegen habe sich Dr. Ringelmann 
Deckung beschafft, indem er den Beirat nicht ein­
berufen habe. Vor dem Verbot der VVN. habe man 
den Beirat nicht berufen können. Dr. Ringelmann 
gibt also Griinde dafür an, daß. der Beirat nicht zu­
sammentrat. Er sagt, zuerst habe der Landesaus-

, schuß, dann der vorläufige Beirat und schließlich 
der vom Landtag ordnungsgemäß bestellte Beirat 
bestanden. Der vorläufige Beirat sei in den Händen 
der VVN. gelegen. Darauf muß hingewiesen wer­
den, daH der Beirat ein wichtiges Organ der Kon­
trolle der Wiedergutmachung darstellen soll und 
darstellt. 

VI. Beu.l'feilung: 

Der Untersuchungsausschuß ist auf Grund der 
erhobenen Beweise in der Lage, sich ein zureichen­
des Bild bezüglich der Dienstaufsicht gegenüber 
Auerbach und dessen Amt zu machen. Es bedurfte 
der Prüfung weiterer Tatbestände nicht mehr, etwa 
der Frage der Abtretungen, Beurkundung·en und 
Abgabenüberhebung. An der Glaubwürdigkeit ein­
zelner Zeugen zu zweifeln, besteht kein Anlaß. Frei­
lich mag wegen der Unübersichtlichkeit der Ver­
hältnisse nach 1945 und wegen der bis zur Verneh­
mung vergangenen Zeit manche Erinnerung schwä­
cher geworden sein; auch mag mancher Zeuge, viel­
leicht unbewußt, bestrebt gewesen sein, sein eigenes 
Handeln und Unterlassen in günstigem LiChte er­
scheinen zu lassen. Zu der Annahme aber, ein Zeuge 
habe schuldhaft die Unwahrheit gesagt, fehlt der 
Beweis. Soweit außerhalb des Verfahrens derartige 
Vorwürfe erhoben werden, ist es Sache der Staats­
anwaltsChaft, gegebenenfalls des Gerichtes, zu unter­
suchen und zu entscheiden. Die Auseinandersetzun­
gen zwischen Dr. Gindl und Polaczy einerseits, 
Dr. Ring·elmann und dem Finanzministerium an­
dererseits könnten den Ausschuß nur interessieren, 
wenn dadurch die Glaubwürdigkeit des einen oder 
anderen Zeugen beeinflußt oder Dr. Gindl oder Po­
laczy wegen ihrer wahrheitsgemäßen Aussage be­
langt würden. In beiden Richtungen fehlt es an 
Nachweis. Selbstverständlich darf keinem Zeugen 
deshalb ein Nachteil entstehen, weil er vor dem 
Untersuchu·ngsausschufl seiner Zeugenpflicht genügt 
hat. DaH das Finanzministerium gegenüber dem 
Zeugen Polaczy diesen Standpunkt verletzt habe, 
kann nicht gesagt werden. Wenn darüber hinaus 
gegen P olaczy diszi plinäre Vorwürfe er hoben wer­
den, liegt deren .Entscheidung allein bei den zustän­
digen Stellen. 



Die Prüfung durch den -UnLcrsu.chungsaus:;chuH 
c1·gibt, daß die Staai:skomnüssariate für die Wieder·· 
gufanachung und schließ.lieh das LEA. in dem der 
Prüfung· lmlcr1iegenden Zeitraum. an Mängeln gelit­
ten haben, ·wie sie sonst staatlichen Behörden un­
bekannt sind. Es fehlte weithin an den gesetzlichen 
Grundlagen, an den organisatorischen Voraussetzun­
gen, ausreichendem und de11 Aufgaben gewachsenem 
Personal, an Räumen, i:edmischer Ausstattung, kurz 
in gewissem Umfang an allem, dessen ein Amt nicht 
entbehren kann. Dazn kam die Tatsache, daß die 
1röllig neuen Aufgaben eine besonders gut arbei­
tende Behörde erfordert hätten. Daß. die Zusammen­
arbeit mit den vorgesetzten Stellen, dem Innen- und 
Finanzministerium immer gut gewesen sei, kan;n 
nicht behauptet werden. Das gilt besonders für 
Auerbach, dem die Eigenschaften eines Beamten fehl­
ten, der zu große Freiheiten genoH und eine außer­
gewöhnliche Bedeutung erlangte. 'Diese Tatsachen 
sind festg·estellt und wi.irden unter einigermaßen 
:normalen Verhältnissen vor allem die Dienstauf­
sichtsbehörden schwerstens belasten. Die Jahre nach 
1945 waren jedoch auch im staatlichen Leben außer­
gewöhnliche. Staatliche Ordnung· und Verwaltung 
mußten erst \Yieder aufgebaut, völlig neue Auf­
gaben mußten gelöst werden, auf die Besatzungs­
macht war Rücksicht zu nehmen, ausreichendes Per­
sonal fehlte, die technischen Voraussetzungen einer 
Behörde waren kaum zu schaffen. Die Schwierigkei-

-ten steigerten sich im Be1·eich der Wiedergutmachung, 
da zahllose, häufig niclit zu kontrollierende DP's 
nach Bayern kamen, ihre Ansprüche oft sehr laut 
stellten, die_ Besatzungsmacht, aber auch andere aus­
ländisclie und deutsche Kreise sich g·erade mn die 
Wiederg·utmachung, nicht immer zum Seg·en der Be­
teiligten und des Bayer'.Staates kümmerten. Bayern 
war in den letzten Kriegsmonaten und in den Jahren 
naCh dem Krieg für viele die letzte Zuflucht gewor­
den. Ein staatspolitisch unbedingt und schnellstens 
zu lösendes Problem war die Auswanderung, mög­
lichst vieler Ausländer. Solche Aufgaben waren nicht 
mit normalen Mitteln und auch nicht von Persönlich­
keiten zu lösen, die zwar getreu dem Gesetz arbeite­
ten, der außergewöhnlichen Lage geg·enüber ,jedoch 
ziemlich hilflos gewesen v.'ären. Mit anderen \f\T or­
ten: Behörden und Beamte im eigentlichen Sinne 
wären der Schwierigkeiten noch weniger Herr ge­
worden.Wenn immer hin in kurzer Zeit etwa 80000 DP' s 
Bayern ·wieder verließen, so war dies ein Segen für 
den Staat. Gar mancher erinnert sich heute nicht 
mehr gern an damals, als er selbst nicht ein und aus 
wußte; ganz zu schweigen von jenen, die gegenüber 
BesatzU:ngsmacht, Ausland und Auerbach deutsche 
Interessen vergaßen oder mindestens sie nicht zu 
vertreten wag·ten. 

Selbstverständlich besserten· sich die Dinge ün 
Laufe der Jahre. Immerhin bedurfte es hiezu einer 
langen Zeit. Nichts würde zu der Feststellung be­
rechtigen, von einem bestimmten Zeitpunkt ab seien 
normale Maßstäbe anzulegen gewesen. Daß. finan­
ziell die Zeit bis zur vVährungsumstellung· weniger 
Gewicht hat als die spätere Zeit, l;eda.rf keiner Er­
wälmung. 

Die Frage, ob vorg'esetzte Stellen und Persön­
lichkeiten die Dinge eher hätten ins richtige Geleis 
bringen können und sollen, ob sie zu sehr gegen-
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iiber itgen~l jeumu<lem 1mchgegehen, :?ich zu wenig 
um Gesetzgebung, Amt und Auerbach gekümmert 
haben, mit anderen \V orten: ihre Pflichi: zur Dienst­
aufsicht verletzten, ist sclrwer zu beantworten. Da­
bei muß. selbstverständlich die sub,jektivc, d. h. Ver­
schuldensseite gesondert geprüft und es darf nur 
dann der Vorwurf der Verletzung der Dienstaufc 
sieht erhoben werden, wenn er naclnveisbar ist. Der 
vorlieg·ende Bericht gibt Aufschluß über viele Be­
mühungen, die vom Innen- und Finanzministerium 
im Sinne einer Besserung der Verhältnisse unter­
nommen wurden, oft sehr zum Äi·ger' der davon Be­
troffenen. Die beiden Prüfungen durch den Ober­
sten Rechnungshof 1.947 und 1949, die Änderungen 
in der Org·anisation des Amtes, die personellen Be­
setzung·en und die g·esetzgeberiscl1Cn Arbeiten konn­
ten sich nur allmählich auswirken. Das Finanzmini­
sterium hat mehr wie das Innenministerium, dessen 
Lage noch schwieriger \var, die Züg·el in die Hand 
zu nehmen versucht und es an persönlichem Kontakt 
sowie ·der angebrachten dienstlichen Strenge niCht 
fehlen lassen. Daß Dr. Ringelmann etwa zu sehr 
nachgegeben oder die Dinge habe treiben lassen, 
läßt sich nicht feststellen. Nicht ·wenige Zeugen be-. 
zeiclmen gerade ihn als den Malin, der sich am mei­
sten mühte, Auerbach Zügel anzulegen, das Amt 
zu ordnen und so einen Staat im Staate zu b( ßeiti­
gen. Geg·en die übernalune Auerbach,~ nach ff }yern 
können begründete Vorwürfe niCht erhc>.. "!n w ~rden. 
Ob er früher hätte zum Rücktritt gebraCi.. 1 ~erden 
können, ist eine politische Frage, die daih ~<;; un-
geahnte SChwierigkeiten hatte, heute abel i i. ''1.1 , 
meh: zu ~eantworten ist. Auer~ach hat ja a/ b_ n1'_ _\. 
wemge l' reunde oder solche, die so taten,/ Land~ r 

tag gehabt. Offenbar bedurfte es gerade bl..i der Be- ' -
satzungsmacht einer lang·en Entwicklung, um zu 
einer Entscheidung gegen Auerbach zu kommen. 
Daß persönliche Gründe deutsche Stellen am Vor•· 
gehen gegen Auerbach oder dessen Amt gehindert 
hätten, ist nicht anzunehmen; ebensowenig· ist zu 
unterstellen, maß.gehende deutsche Persönlichkeiten 
hätten von strafbaren Handlungen gewußt oder sie 
gar gedeckt. Die Frage der Berufung des Beirates 
war naCh den Darstellungen des Zeugen Dr. Ringel­
mann eine politische; man konnte hiezu sehr wohl 
verschiedener Ansicht sein. Die Personal- und Raum­
verhältnisse waren auch im Finanzministerium lange 
Zeit schlecht, die Überlastung der leitenden Männer 
wa.r groß; daß gerade in der Wiedergutmachung 
niemand g·ern tätig· sein wollte, ist erklärliCh. Die 
gesetzliche Regelung hatte ihre großen SChwierig­
keiten. Er·wähnt sei, daß den Verfolgten durCh den 
verhältnismäßig späten Erlaß der Zuständig·keit-
und Verfahrens-VO. ein Schaden nicht entstand (§ 1 
IV dieser VO.) Die Amegungen Dr. Gindls wurden 
lange Zeit durchausbeachtet, wenn sie auch zu einer 
Entfernung Auerbachs nicht führen kon~1ten, weil 
sie kaum neu waren und zum gToßen Teil nicht be­
wiesen werden konnten. Ohne Entfernung Auer-
baChs ,jedoch war eine grundsätzliche Änderung der 
Verhältnisse im LEA. nicht möglich. Es ist über:-
haupt festzustellen, daR über Auerbach viel kriti-
siert wurde, kaum einer aber wagte, gegen ihn Rede 
und Antwort zu stehen. Der Tod Auerbachs nahm' 
dem Untersuchungsausscliuß die Möglichkeit, wei-
tere Klarheit über manclien Punkt und manChe Hin­
tergründe zu erlangen. 



1 l) 

Zum Vorwurf muH gemaCht werden, daß der 
Stiftungsrat nur einmal zusammentrat und Dr. Gindl 
monatelang sein Gehalt bezog, ohne die entspre­
chende Arbeit zu leisten. Offenbar scheuie man sich, 
eine Entscheidung zu treffen und. ließ die Dinge 
treiben. Ob der Stiftungsrat die Gewährung der 
Darlehen über 3000 D:M hätte verhindern können, 
erscheint bei der angegebenen Rechtslage zweifel­
haft. In diesen beiden Punkten machen die Zeugen:­
aussagen das Verhalten der vorgesetzten Stellen 
nicht erklärlich. Die Punkte sind aber nicht so ent­
scheidend, daß sie gegenüber dem sonst festgestell­
ien Sachverhalt i11s Gev\'icht fielen. 

Der Untersuchungsausschuß kommt unter Be· 
ri.icksichtigung aller Umstände zu folgendem Ergeb­
nis: Eine Verletzung der Pflicht zur Dienstaufsicht 
geg·eniiber Auerbach, dem LEA. n ncl den früheren 
Staatskommissariaten für die Vvieclergutmachung ist 
nicht nachgewiesen. 

München, den 10. Dezember 1953 

Der Vorsitzende 
des Untersuchungsausschusses zur Prüfung der 
Vorgänge im Landesentschfüligungsamt (LEA.) 

Dr. Fischer 


